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Der Zustrom einer großen Zahl Geflüchteter aus 
Kriegs-, Bürgerkriegs- und Armutsregionen im Na-
hen Osten und in Afrika hat nicht nur die politischen 
Debatten in Deutschland und Europa binnen weniger 
Monate massiv verändert. Das Nebeneinander von 
zivilgesellschaftlicher Hilfsbereitschaft unerwarteten 
Ausmaßes und offen ausgelebter Fremdenfeindlichkeit 
bis hin zu massiver Gewalt sind zwei zentrale Aspek-
te dieser Entwicklung. Zugleich sieht sich (nicht nur) 
die deutsche Gesellschaft mit einer ganzen Reihe von 
Problemen konfrontiert, die deutlich werden, wenn 
man das vielfach beschworene Ziel der „Integration“ 
in die (Arbeits-)Gesellschaft auf seine praktischen Im-
plikationen hin befragt. Beiträge, die zum Teil eigene 
Forschungsergebnisse, zum Teil stärker konzeptionell 
orientierte Überlegungen zu diesen Fragen liefern, bil-
den den Schwerpunkt dieser Ausgabe der Mitteilungen 
aus dem SOFI. 

Im Rahmen unseres Schwerpunktthemas analysieren 
Martin Baethge und Markus Wieck auf der Basis ih-
res Beitrags zum nationalen Bildungsbericht 2016 die 
Herausforderungen, die sich aus der jüngsten Zuwan-
derung Geflüchteter für das Berufsbildungssystem als 
zentraler Arena wirtschaftlicher und gesellschaftlicher 
Integration in Deutschland ergeben. Peter Bartelheimer 
und Marc Ingo Wolter präsentieren im Kontext der So-
zioökonomischen Berichterstattung eine Modellierung 

der demografischen Entwicklung und analysieren die 
politischen Herausforderungen, die sich bei Zutreffen 
bestimmter Annahmen aus der gegenwärtigen und 
künftigen Zuwanderung nach Deutschland ergeben. 
Klaus-Peter Buss, Martin Kuhlmann und Knut Tullius 
heben in ihrem Kommentar die Rolle der Betriebe als 
Orte effektiver Arbeitsmarktintegration hervor und ver-
weisen auf notorische Leerstellen betrieblicher Perso-
nal- und Arbeitspolitik, die mit den neuen Herausforde-
rungen zusätzlich brisant werden. Peter Birke arbeitet 
in seinem Beitrag das Spannungsverhältnis zwischen 
dem Ziel der Arbeitsmarktintegration von Migrant/in-
nen und der gegenwärtig geltenden rechtlichen Regu-
lierung in diesem Bereich heraus. Kai Marquardsen und 
Doreen Müller verweisen auf Möglichkeiten und Dilem-
mata teilhabeorientierter Flüchtlingsarbeit auf der kom-
munalen Ebene. Janina Söhn macht deutlich, dass es 
durchaus Forschungsbefunde zur (mehr oder weniger) 
gelingenden Integration von Migrant/innen in die deut-
sche Arbeitsgesellschaft gibt. Sie berichtet über zwei 
laufende Projekte zu unterschiedlichen Bildungs- und 
Erwerbsverläufen der in den vergangenen Jahrzehn-
ten nach Deutschland zugewanderten Migrant/innen. 
Berthold Vogel beschreibt schließlich die Brisanz ge-
genwärtiger demografischer Konflikte in der deutschen 
Gesellschaft. Er plädiert für eine demokratische Demo-
grafiepolitik und diskutiert Gestaltungsmöglichkeiten 
des demografischen Wandels.
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Der Herbst 2015 wird zu Recht als 
Sternstunde der deutschen Zivilgesell-
schaft in die Geschichte eingehen. Was 
seit den letzten Monaten des vergan-
genen Jahres von Privatpersonen und 
nicht-staatlichen Organisationen an Hilfe 
und Engagement zur Betreuung von ei-
nigen hunderttausend Asyl- und Schutz-
suchenden geleistet worden ist, machte 
vergessen, dass die offizielle deutsche 
Politik Jahrzehnte lang für Deutschland 
den Status eines Einwanderungslandes 
strikt zurückgewiesen hatte, und die so-
ziale Integration von vielen Zugewander-
ten nur begrenzt gelang. Die spontane 
Hilfsbereitschaft großer Teile der Zivil-
gesellschaft besserte nicht nur den Ruf 
Deutschlands als weltoffenes Land auf. 
Sie schuf bzw. verstärkte auch Erwar-
tungen der Flüchtlinge an eine schnelle 

Integration in die Zielgesellschaft. Hein-
rich August Winkler und Rüdiger Saf-
ranski haben die damit leicht verbun-
denen Desillusionierungsgefahren bei 
Flüchtlingen gegen manchmal überbor-
dende Euphorie und Selbstbegeiste-
rung in den öffentlichen Diskussionen 
zu bedenken gegeben, ohne damit die 
Bedeutung des Einsatzes der zivilgesell-
schaftlichen Kräfte zu schmälern.

Wenn dem ersten Schritt spontaner mit-
menschlicher Hilfe nicht in überschau-
barer Zeit der zweite Schritt, systema-
tische Integrationsaktivitäten, die nur 
von politischen Institutionen organisiert 
werden können, folgen, dann ist ein 
Umschlagen in Enttäuschung bei den 
Asyl- und Schutzsuchenden fast un-
vermeidlich. Und nicht nur bei ihnen. 

Herbert Brücker, Marcel Fratzscher und 
Jakob von Weizsäcker warnen, dass 
„die politische und gesellschaftliche Un-
terstützung für eine großzügige Flücht-
lingspolitik dramatisch sinken“ könne, 
wenn die Integration nicht zügig erfolge 
(SZ 23./24.4.2016: 26).

Gefahren des notwendigen 
Pragmatismus

Für zügige Integration fehlt es bisher 
an einem überzeugenden politischen 
Konzept. Man kann argumentieren, 
dass die Politik damit ausgelastet 
war, ihre Divergenzen über die Steue-
rung der Flüchtlingsströme und deren 
administrative Erfassung zu klären. 
Dass aber zwischen Herbst 2015 und 
Frühjahr 2016  so gar keine Aufmerk-
samkeit in der Bundespolitik darauf 
verwendet wurde, das zu entwickeln, 
was Brücker, Fratzscher und Weizsä-
cker einen „Masterplan für Integration“ 
nennen, bleibt auch deswegen schwer 
nachvollziehbar, weil schon 2015 von 
Arbeitsmarktpolitiker/innen der Großen 
Koalition und Wirtschaftsverbänden die 
Zuwanderung von Asyl- und Schutzsu-
chenden mit dem Verweis, sie könne 
die der Republik drohende Fachkräfte-
lücke schließen helfen, begrüßt wurde. 
„Die Menschen, die zu uns kommen 
oder in den vergangenen Jahrzehnten 
zugewandert sind, sind als Fachkräfte 
auch der Schlüssel für unsere eige-
ne Zukunft“ (Andrea Nahles, Bertels-
mann-Stiftung 2015: 11). 

 Chance zur Systemoptimierung

Zur beruflichen Integration von Asyl- und 
Schutzsuchenden
Martin Baethge, Markus Wieck

Eine Million Schutz- und Asylsuchende allein in 2015 stellen die soziale, kulturelle und ökonomische Infrastruktur Deutschlands 
vor beispiellose Herausforderungen. Unter Federführung des SOFI hat der nationale Bildungsbericht 2016 Vorschläge für die 
berufliche Integration der Flüchtlinge zur Diskussion gestellt. Da über die Hälfte der Zugewanderten zwischen 16 und 35 Jahre 
alt, zu zwei Dritteln männlich und zu 60 % ohne Ausbildungs- oder Studienabschluss ist, erscheint die Aufgabe, sie in Ausbildung 
und Arbeitsmarkt zu integrieren, riesig. Jenseits aller inhaltlichen Probleme sieht der Bildungsbericht einen Bedarf an Ausbil-
dungsplätzen (dual und schulisch) zwischen 90 und 120 Tsd. in den nächsten Jahren, zwischen 15 und 20 Tsd. Lehrkräften und 
Sozialpädagog/innen für Berufsschulen (Ausbildungsvorbereitung, Teilzeit und Vollzeitausbildung) sowie einen jährlichen Zusatz-
finanzbedarf zwischen 1,1 und 1,5 Mrd. Euro. Da der Ausbildungsplatzbedarf auf ein seit einem Jahrzehnt angebotsbedingt rück-
läufiges duales System und ein weiterhin großes Übergangssystem mit über 250.000 jährlichen Neuzugängen stößt, plädieren 
wir für einen Ausbau über- und außerbetrieblicher sowie schulischer Ausbildungsangebote, die inhaltlich auf die neuen Bedarfe 
ausgelegt sind und mit denen ein Verteilungskampf um knapper werdende duale Ausbildungsplätze vermieden werden kann.

Abb. 1: Polnische Arbeiter/innen an Bord eines Auswandererschiffes 1930 (links); 
Rettung von Flüchtlingen auf dem Mittelmeer 2015 (rechts)
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Wo eine systematische Integrationspo-
litik außerhalb von Sprach- und Inte-
grationskursen fehlt, werden pragmati-
sche Lösungen fast unvermeidlich. Da 
Beruf und Arbeit neben Bildung und 
Sprache als Eckpfeiler für Integration 
unstrittig sind, lassen sich im letzten 
Jahr eine Fülle von Einzelvorschlägen 
und Aktivitäten finden. Sie reichen 
von Schnellverfahren zur Messung 
berufsfachlicher Kompetenzen über 
verkürzte Berufsausbildungsverfahren, 
Unterstützungsleistungen von Betrie-
ben bei Praktika für Zugewanderte bis 
hin zu speziellen Ausbildungssonder-
programmen1 und zum Ausbau von 
Ein-Euro-Jobs und anderen unterhalb 
von sozialversicherungspflichtiger Be-
schäftigung liegenden temporären Ar-
beitsverhältnissen. 

Diese aus Not und Hilfsbereitschaft ent-
stehenden pragmatischen „Insellösun-
gen“ sind aus der Perspektive ihrer Trä-
ger und Adressaten nicht zu kritisieren. 
Gleichwohl sind sie nicht problemlos: 
Man kann nichts über ihre Nachhaltig-
keit und über ihre nicht intendierten Ef-
fekte sagen. Unklar ist auch, wie lange 
die Hilfsbereitschaft und das Interesse, 
das sie bei Betrieben und Organisatio-
nen auslösen, anhalten. Schließlich ist 
mit Blick auf verkürzte Ausbildungsleis-
tungen unklar, ob sie den Jugendlichen 
den Weg in eine berufliche Entwicklung 
oder nur in eine Sackgasse öffnen, und 
wieweit sie auf der Systemebene zur 

dauerhaften Unterspülung von Ausbil-
dungsstandards führen.

Integration in und durch 
Berufsausbildung: die 
Perspektive des nationalen 
Bildungsberichts

Vor allem aber weisen die beruflichen 
Integrationsprobleme eine Größenord-
nung auf, die mit pragmatischen Lösun-
gen nicht zu bewältigen ist. Vor diesem 
Hintergrund unternahm es  die Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung, im 
nationalen Bildungsbericht 2016 eine 
Perspektive zur beruflichen Integrati-
on von Schutz- und Asylsuchenden zu 
entwickeln. Auf diese Expertise, die im 
Wesentlichen auf der Arbeit des SOFI (in 

Zusammenarbeit mit Klaus Klemm, Es-
sen) basiert, wird im Folgenden Bezug 
genommen.

Die Expertise geht von zwei Prämissen 
aus: 1. In einer Gesellschaft, die wie die 
deutsche ‚Berufsgesellschaft par excel-
lence‘ ist, kommt einer erfolgreichen Be-
rufsausbildung für eine dauerhafte sozia-
le Integration ein zentraler Stellenwert zu. 
2. Integration wird als gleichberechtigte 
soziale, berufliche und kulturelle Teilhabe 
begriffen, so dass für die Berufsausbil-
dung von Asylsuchenden die gleichen 
Zieldimensionen gelten, die dem natio-
nalen Bildungsbericht insgesamt zugrun-
de liegen.2 

Die Größe der Herausforderung für das 
Berufsbildungssystem ergibt sich vor 
allem aus der Zahl der Asylbewerber/in-
nen und ihrem Bildungsstand. Nach der 
Asylantragsstatistik sind über die Hälfte 
der 2015 in Deutschland schutz- und 
asylsuchenden Personen im Alter zwi-
schen 16 und 35 Jahren (vgl. Diagramm 
1) und über zwei Drittel männlich. Da 
die Asylantragsstatistik nur diejenigen 
enthält, die einen Antrag gestellt haben, 
wird man unter Einschluss der noch un-
versorgten Jugendlichen aus 2013 und 
2014 für die potenzielle Auszubildenden-
population realistischer Weise von einer 
Zahl zwischen 400 bis 500 Tsd. auszuge-
hen haben, sofern man annähernd eine 
Vollversorgung erreichen will. 

Die potenziellen Ausbildungsinteressier-
ten verteilen sich auf Ausbildungsvorbe-
reitung (16- bis 18-Jährige, teils auch 18- 
bis 21-Jährige) und vollqualifizierende Diagramm 1: Asylerstanträge 2013 bis April 2016 nach Altersgruppen 

Diagramm 2: Grundstatus beruflicher Bildung nach ausgewählten Herkunftsländern (in %)
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Als beispielhaft für Inhalt, Organisati-
on und Aufwand einer solchen Ausbil-
dungsvorbereitung kann das „Hambur-
ger Modell“ gelten, das gegenwärtig 
für über 2.000 jugendliche Flüchtlinge 
praktiziert wird. Es sieht innerhalb der 
zweijährigen von den Berufsschulen an-
gebotenen, aber dual konzipierten Vor-
bereitungsklassen die Vermittlung von 
Sprachkenntnissen, Allgemeinbildung 
und ersten beruflichen Kompetenzen mit 
dem Ziel vor, den Jugendlichen einen 
allgemeinbildenden Schulabschluss und 
Grundlagen für eine (duale) Berufsausbil-
dung zu vermitteln. Nach etwa einem hal-
ben Jahr ganztägigen schulischen Unter-
richts in Klassen von 15 Asylsuchenden 
folgt eine duale Vorbereitung mit drei Ta-
gen Schulunterricht und zwei Tagen eines 
betreuten betrieblichen Praktikums, in 
dem die Jugendlichen im Betriebsalltag 
inkludiert neben beruflicher Orientierung 
ihre Sprachkenntnisse verbessern kön-
nen (HIBB 2016). Die Hamburger Be-
hörde stellt für jeweils 30 Schüler/innen 
eine volle Stelle für eine „betriebliche 
Integrationskraft“ zur Verfügung, die die 
Jugendlichen im Praktikum begleitet und 
die Betriebe unterstützt. Erfahrungen mit 
Vorgängermodellen (mit etwas anderer 
Zusammensetzung der Zuwanderungs-
population) sind nach Auskunft der Ham-
burger Behörde ermutigend: Drei Viertel 
haben den Abschluss der Berufsvorbe-
reitung und 90 % dabei einen allgemein-
bildenden Abschluss erworben.

Ausbildung (18- bis 25-Jährige). In eine 
vollqualifizierende Ausbildung werden 
sie dementsprechend über mehrere 
Jahre verteilt einmünden. Dennoch wird 
man jährlich mit einigen Zehntausend zu-
sätzlichen Ausbildungsplätzen rechnen 
müssen. Wie viele es letztlich werden, 
ist nicht genau voraussagbar, da unklar 
ist, wie viele Jugendliche tatsächlich be-
strebt sind, eine mehrjährige Ausbildung 
einzugehen, und auch wie viele das für 
eine Ausbildung erforderliche kognitive 
Mindestniveau mitbringen oder in Vor-
bereitungsklassen erreichen. 

Zum Ausbildungsstand insbesondere 
der aus den Kriegs- und Krisengebieten 
Zugewanderten (Afghanistan, Eri trea, 
Irak, Iran, Sri Lanka und Syrien) gibt eine 
BAMF-Studie unter Asylberechtigten 
und anerkannten Flüchtlingen von 2014 
die Auskunft, dass je nach Herkunfts-
staat zwischen drei Fünftel (Syrien) und 
drei Viertel (Irak), im Durchschnitt der 
sechs Länder 62 %, weder Ausbildung 
noch Studium vorzuweisen haben (vgl. 
Diagramm 2). Der tatsächliche Prozent-
satz liegt wahrscheinlich höher, da in den 
restlichen 38 % (Durchschnitt) Personen 
mit abgeschlossener, abgebrochener 
oder noch laufender Ausbildung/Stu-
dium zusammengefasst sind (ähnlich 
Wößmann 2016).3

Zum kognitiven Niveau kommt Wöß-
mann auf einer von ihm und Hanushek 

für die OECD besorgten Reanalyse der 
PISA-Studie von 15-Jährigen in 2012 
für Syrien zu dem Befund, dass 65 % 
der Schüler/innen nicht die absoluten 
Grundkompetenzen erreichen und etwa 
vier bis fünf Jahre hinter dem Durch-
schnitt der gleichaltrigen Deutschen 
zurück sind (Wößmann 2016, S. 2). Mit 
schnellen Effekten der Arbeitsmarkt-
integration ist vor diesem Hintergrund 
nicht zu rechnen. Aber es gibt keine Al-
ternative zur beruflichen Integration, will 
man nicht von vorn herein große Teile 
der jungen Asylsuchenden an den sozi-
alen Rand drängen.

Auch wenn man das syrische Beispiel 
nicht verallgemeinert: Angesichts des 
durchschnittlichen Qualifikations- und 
Bildungsniveaus der Mehrheit der Zu-
gewanderten und ihrer begrenzten Ver-
trautheit mit der deutschen Sprache 
erfordert eine systematische Berufs-
ausbildung viel Zeit und Aufwand, weil 
der berufsfachlichen Ausbildung eine 
längere Phase der Ausbildungsvorbe-
reitung vorgeschaltet werden muss. 
Einige Bundesländer haben aus die-
ser Einsicht die Konsequenz gezogen, 
unter Federführung von Berufsschulen 
mindestens ein-, bisweilen auch zwei-
jährige Ausbildungsvorbereitungsklas-
sen zumindest für die nach deutschem 
Schulrecht noch schulpflichtigen ju-
gendlichen Asylsuchenden bis zum 18. 
Lebensjahr einzurichten.

Tabelle 1: Personal und Finanzbedarf für die 2015 nach Deutschland zugewanderten schutz- und asylsuchenden jungen Menschen 
nach Ausbildungsbereichen und Varianten der Bleibeperspektiven*

*  Je nach Variante wird davon ausgegangen, dass 60 % oder 80 % aller 2015 im EASY-System registrierten Schutz- und Asylsuchenden 
auch 2016 in Deutschland leben.
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Ausbildungsbereich / 
Variante

Schutz-
suchende 

Kinder und 
Jugendliche

Personalbedarf Finanzbedarf in Mio. Euro

Erzieher/
innen und 
Lehrkräfte

Sozialpäd-
agogisches 

Personal
Variante 1 Variante 2

Anzahl in Mrd. Euro

Ausbildungsvor-
bereitung

Variante 1 (60 %) 66.150 7.270 1.650 644

Variante 2 (80%) 88.300 9.700 2.210 860

Duales System
Berufsschule

Variante 1 (60 %) 72.200 2.080 1.810 294

Variante 2 (80%) 96.200 2.770 2.410 391

Schulberufs-
system

Variante 1 (60 %) 18.000 1.370 450 133

Variante 2 (80%) 24.100 1.840 600 178

Zusammen 1.071 1.430
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Das „Hamburger Modell“ erfordert, wie 
ähnliche Angebote der Ausbildungsvor-
bereitung in Bayern, Nordrhein-West-
falen, Hessen und Schleswig-Holstein 
(vgl. Braun/Lex 2016) einen beträchtli-
chen Aufwand an Personal, Kosten und 
good will von Betrieben. Allein die dem 
Land Hamburg entstehenden Kosten 
belaufen sich auf 9.000 € pro Jahr und 
Jugendlichen, so dass für die gegen-
wärtig über 2.000 Jugendlichen in den 
Vorbereitungsklassen 2016 Kosten von 
18–20 Mio. € anfallen.

Selbst wenn diese Ausbildungsvorberei-
tung nicht für alle in eine voll qualifizie-
rende Berufsausbildung führt, wird man 
ihr einen hohen Eigenwert zusprechen 
können, wenn man sie anstelle kurzer 
Praktika über längere Zeiträume dual 
organisieren kann: nämlich als Phase 
der Sozialisation in das deutsche Ar-
beits- und Beschäftigungssystem. Die 
Bedingung dafür ist die gleiche wie für 
die Integration in eine qualifizierte Be-
rufsausbildung – dass die Betriebe auf 
breiter Linie durch dauerhafte Bereitstel-
lung von Ausbildungs- und Praktikums-
plätzen mitspielen.

Ausbildungsplatz, Personal 
und Finanzierungsbedarf

Welcher zusätzliche Ressourcenbedarf 
auf Staat und Wirtschaft für die berufli-
che Integration in den nächsten Jahren 
tatsächlich zukommt, lässt sich nicht 
genau prognostizieren, da sowohl die 

Bleibeperspektiven als auch die Aus-
bildungsbereitschaft von Jugendlichen 
zu unklar sind, um exakte Bedarfsaus-
sagen zu treffen. In dieser Situation hat 
sich die Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung entschieden, eine realistische 
Schätzung des zusätzlichen Bedarfs an 
Ausbildungsmöglichkeiten für die bei-
den Phasen, Ausbildungsvorbereitung 
und vollqualifizierende duale oder schu-
lische Ausbildung, vorzulegen. Diese 
Schätzung ist nicht als Projektion des 
tatsächlichen Bedarfs, sondern als nor-
mativ begründetes Schätzmodell für den 
potenziellen Bedarf an Plätzen in der Be-
rufsausbildung zu verstehen.

Die normative Basis besteht in der dop-
pelten Prämisse, dass Ausbildung für 
die berufliche Integration von Schutz- 
und Asylsuchenden aus sozialen und 
ökonomischen Gründen unabdingbar 
ist und deswegen allen Jugendlichen im 
ausbildungsfähigen Alter, die noch ohne 
Ausbildung sind, eine Chance geboten 
werden sollte. In die Schätzung einbezo-
gen sind nur die 2015 nach Deutschland 
Zugewanderten. Dies sind nach den Da-
ten des EASY-Systems (EASY: Erstver-
teilung von Asylbegehrenden) 1.091.894 
Personen. Die Zahl könnte wegen mögli-
cher Doppelzählungen zu hoch sein oder 
zu niedrig, weil eventuell nicht alle 2015 
Eingereisten schon statistisch erfasst 
worden sind. Wegen der Unsicherheiten 
bei den EASY-Daten und der Bleibeper-
spektive der Zugewanderten operiert 
die Schätzung mit zwei Varianten: 60 % 

und 80 %. Da die EASY-Daten kein Al-
ter ausweisen, wurde dieses aus der 
BAMF-Asylantragsstatistik übertragen 
und der in der BAMF-Stichprobe (vgl. 
Diagramm 2) ermittelte Wert von 61,7 % 
der jugendlichen Flüchtlinge ohne ab-
geschlossene Ausbildung ins Modell 
einbezogen. Unter diesen Modellvor-
aussetzungen beläuft sich der Bedarf an 
Ausbildungsvorbereitungsplätzen für die 
16- bis unter 21-Jährigen in der Varian-
te 1 (60 %) auf gut 66.000, der an Voll-
ausbildungsplätzen für die 18- bis unter 
25-Jährigen auf 90.000 (dual ca. 72.000, 
vollzeitschulisch 18.000); die entspre-
chenden Werte in der Variante 2 (80 %) 
sind 88.300 in der Ausbildungsvorberei-
tung und rund 120.000 in der Vollausbil-
dung (96.200 dual, 24.000 vollzeitschu-
lisch – vgl. Tabelle 1).

Für die Personalstellen und den Kosten-
aufwand wurden jeweils die deutschen 
Gruppengrößen in den Berufsschulen 
sowie ein Zusatzanteil von Sozialpäd-
agog/innen bzw. Integrationsbegleiter/
innen (analog Hamburger Modell) be-
rechnet.

Der zusätzliche Bedarf an Lehrkräften 
in den Berufsschulen für Ausbildungs-
vorbereitung und Teilzeitberufsschule 
beträgt bundesweit in Variante 1 9.350, 
in Variante 2 rund 12.500 Personen; für 
die berufliche Vollzeitschulausbildung in 
Variante 1 1.370 und in Variante 2 1.840 
Vollzeitkräfte. Daneben sind 3.900 resp. 
ca. 5.200 Sozialpädagog/innen bzw. 

Diagramm 3: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 1999 bis 2015 nach Zuständigkeitsbereichen (Anzahl)*
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*  Zuständigkeitsbereiche ohne Seeschifffahrt. Werte 
sind auf ein Vielfaches von drei gerundet.

1) Ohne jene neuen Ausbildungsverträge, für die an-
dere stellen (Kammern) zuständig sind.

2) Ohne Laufbahnausbildung im Beamtenverhältnis.
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Industrie und Handel 333.552 308.244

Handwerk 210.549 141.513

Freie Berufe 1) 51.042 43.053

Landwirtschaft 15.654 13.146

Öffentlicher Dienst 1) 2) 14.940 12.417

Hauswirtschaft 1) 5.118 2.421
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Integrationsbegleiter/innen erforderlich. 
Entsprechend belaufen sich die jähr-
lich zusätzlichen Kosten im ersten Fall 
auf knapp 1,1 Mrd., im zweiten Fall auf 
1.430 Mrd. Euro für die öffentliche Hand. 
Personal und Kosten stellen eine untere 
Grenze der Gesamtkosten dar, da zu-
sätzliches Personal und zusätzliche Kos-
ten für den betrieblichen Ausbildungsteil 
mangels belastbarer Schätzgrundlagen 
nicht kalkuliert worden sind.

Strebt man eine konsequente berufliche 
Integration im Sinne möglichst einer Voll-
versorgung der Schutz- und Asylsuchen-
den an, so wird man den Korridor zwi-
schen den beiden Schätzvarianten als 
realistisch, die Variante 1 aus mehreren 
Gründen eher als unteren Rand ansehen 
müssen: Es existiert ein aufgestauter Be-
darf aus den Zuwanderern von 2013 und 
2014, die noch keinen Asylantrag stellen 
bzw. deren Anträge noch nicht bear-
beitet werden konnten; zudem ist 2016 
die Zuwanderung weiter fortgeschritten 
(vgl. Diagramm  1). Hinzu kommt, dass 
von den 25- bis 35-Jährigen, die in der 
Schätzung nicht berücksichtigt wor-
den sind, viele auch keine Ausbildung 
vorzuweisen haben. Auch in einzelnen 
Ländern hat sich gezeigt, dass selbst ein 
Zweijahreszeitraum Ausbildungsvorbe-
reitung für einen Teil der Jugendlichen 
zu knapp bemessen ist.

Realisierungsbarrieren für 
die Ausbildungsintegration

Möglicherweise sind die jährlichen Zu-
satzkosten von 1 bis 1,5 Mrd. Euro bei 
der gegenwärtigen Haushaltslage des 
Bundes noch das geringste Problem. 
Beim Personalbedarf von zwischen 
15.000 und 20.000 zusätzlichen Lehr-
kräften und Sozialpädagog/innen, die 
schnell zur Verfügung stehen müssten, 
sieht es anders aus; schon jetzt plagen 
viele Berufsschulen Nachwuchssorgen. 
Am schwierigsten aber erscheint die Si-
tuation bei den Zehntausenden von zu-
sätzlichen betrieblichen Ausbildungs-
plätzen. Selbst wenn man in Rechnung 
stellt, dass diese auf zwei oder drei 
Jahre verteilt werden können, trifft der 
Bedarf auf ein seit einem Jahrzehnt 
rückläufiges Ausbildungsplatzangebot 
(vgl. Diagramm  3 und Autorengrup-
pe Bildungsberichterstattung 2016, 
S. 106). In diesem Zeitraum blieb das 

Angebot bundesweit trotz einer demo-
grafisch bedingt rückläufigen Nachfra-
ge in allen Ausbildungsbereichen hinter 
der Nachfrage zurück, auch wenn in 
einzelnen handwerklichen Berufen und 
auch in einzelnen Regionen in den letz-
ten Jahren Besetzungsprobleme von 
freien Stellen auftauchten. Ein Ende 
des Abwärtstrends ist nicht in Sicht: Die 
Ausbildungs- und die Ausbildungsbe-
triebsquote ist bei allen Betriebsgrößen 
seit 2007 erheblich zurückgegangen, 
vor allem im klein- und mittelbetriebli-
chen Bereich.

Die prekäre Ausbildungsmarktentwick-
lung wirft ein zusätzliches politisches 
Problem in der Verteilung des knappen 
Guts Ausbildungsplätze auf. Dass im-
mer noch eine viertel Million Jugend-
licher, vor allem solche mit maximal 
Hauptschulabschluss, nach Schulende 
zunächst im Übergangssystem statt 
in eine Ausbildung einmündet, macht 
die Größe dieses politischen Problems 
sichtbar. Will man einen politisch hoch 
brisanten Verteilungskampf um Ausbil-
dungsplätze zwischen Asylsuchenden 
und Einheimischen, darunter auch ein 
hoher Anteil früher Zugewanderter, ver-
meiden, muss man alternative Ausbil-
dungsstrukturen schaffen.

Man sollte die Zuwanderung von 
Schutz- und Asylsuchenden als Chan-
ce zur Optimierung eines Ausbildungs-
systems nutzen, das schon seit länge-
rem allenfalls noch seine ökonomische 
Funktion angemessen erfüllt, nicht aber 
seine soziale. Vor dem Hintergrund 
rückläufiger betrieblicher Ausbildungs-
leistungen sind neue schulische, über- 
und außerbetriebliche und kombinierte 
Ausbildungsarrangements zu schaffen, 
und zwar nicht als temporärer Notbe-
helf (wie im BBIG §  43 vorgesehen), 
sondern als dauerhafte und mit der 
dualen gleichwertige Ausbildung in den 
gleichen Berufen, mit gleichen inhaltli-
chen Standards und sozialen Absiche-
rungen.

Anmerkungen

1 Das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) hat im Fe-
bruar 2016 ein Programm mit der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) und 
dem Zentralverband des Deutschen 

Handwerks (ZDH) gestartet, in dem 
zunächst für 24 Monate 20 Mio. Euro 
für 10.000 Ausbildungsplätze im 
Handwerk eingesetzt werden sollen 
(BMBF, BA, ZDH, Pressemitteilung 
vom 5. Februar 2016).

2 Individuelle Regulationsfähigkeit, ge-
sellschaftliche Teilhabe und Chancen-
gleichheit, Humanressourcen (Kom-
petenzen für eine den Neigungen und 
Fähigkeiten entsprechende Berufs-
arbeit), vgl. Konsortium Bildungsbe-
richterstattung 2006, S. 2.

3 Nach Auskunft des BAMF liegt bei 
den 18- bis 24-Jährigen der Anteil 
ohne Ausbildung noch etwas höher 
als im Durchschnitt. 

Literatur

– Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung (2016):  Bildung in Deutschland 
2016. Ein indikatorengestützter Be-
richt mit einer Analyse zu Bildung und 
Migration, Bielefeld (W. Bertelsmann 
Verlag).

– BAMF (2016):  BAMF-Kurzanalyse, 
01/2016.

– Bertelsmann Stiftung (Hrsg.) (2016): 
 Jahresbericht 2015, Gütersloh (Verlag 
Bertelsmann Stiftung).

– Braun, Frank; Lex, Tilly (2016):  Berufli-
che Qualifizierung von jungen Flücht-
lingen in Deutschland. Eine Expertise, 
München (DJI).

– Brücker, Herbert ; Fratzscher, Marcel; 
von Weizsäcker, Jakob (2016):  Mas-
terplan für Integration. In: Süddeut-
sche Zeitung (SZ), 23/24.04.2016, 
S. 26.

– HIBB (2016):  Bessere Chancen für 
neu zugewanderte Jugendliche (Ham-
burg, 4. Februar 2016).

– Konsortium Bildungsberichterstat-
tung (2006):  Bildung in Deutschland. 
Ein indikatorengestützter Bericht mit 
einer Analyse zu Bildung und Migrati-
on, Bielefeld: W. Bertelsmann Verlag.

– Klemm, Klaus (2016):  Schülerinnen 
und Schüler aus Flüchtlingsfamili-
en: Eine Expertise zum Personal-
bedarf, Essen. URL: http://www.
bildungsbericht.de/de/bildungs-
berichte-seit-2006/bi ldungsbe-
richt-2016/pdf-bildungsbericht-2016/
bb16_expertise_klemm.pdf.

– Wößmann, Ludger (2016):  Integrati-
on durch Bildung. In: Forschung und 
Lehre 01/16, S. 13–15.



• • • • SCHWERPUNKT MIGRATION, DEMOGRAFIE, ARBEIT • • • •

• • • • 7 • • • •

 Demografischer Wandel – ändert Zuwanderung den Trend?

Die neue Migration nach Deutschland – 
sozioökonomisch betrachtet
Peter Bartelheimer, Marc Ingo Wolter

Die seit Jahren hohe Zuwanderung nach Deutschland und die aktuelle Flüchtlingsmigration haben Orientierungsmarken der 
demografischen Entwicklung verschoben. Der vorausberechnete Bevölkerungsrückgang findet erst später statt, das Erwerbs-
personenpotenzial ist größer und jünger als erwartet, und es gibt mehr Kinder und Jugendliche im schulpflichtigen bzw. im 
Ausbildungsalter als bisher angenommen. Gleichzeitig wirken langfristige demografische Trends fort. Die ansässige Bevölkerung 
altert, ebenso die Belegschaften in vielen Betrieben, am Arbeitsmarkt gibt es berufsspezifische Engpässe. Welche Rolle spielt 
Migration für die zukünftige sozioökonomische Entwicklung Deutschlands? Bleibt die hohe Zuwanderung der letzten Jahre eine 
Ausnahmesituation? Was bedeutet sie für die Wirtschaft, den Arbeitsmarkt, die öffentlichen Haushalte und die Regionalentwick-
lung? Ein Beitrag aus der Berichterstattung zur sozioökonomischen Entwicklung in Deutschland (www.soeb.de) geht der Frage 
nach, wie man das Zuwanderungspotenzial und seine sozioökonomischen Folgen abschätzen kann.

1.  Bevölkerungsentwicklung – 
Ende der Eindeutigkeit

In der Diskussion über die Bevölke-
rungsentwicklung herrschte lange 
eine klare Arbeitsteilung zwischen der 
Demografie und den übrigen Sozial- 
und Wirtschaftswissenschaften. Die 
demografischen Befunde galten als 
eindeutig: Aus Altersaufbau, Geburten-
häufigkeit und Lebenserwartung ergibt 
sich eine langfristige und beständige 
Schrumpfung und Alterung der deut-
schen Gesellschaft. Soziologische und 
ökonomische Analysen beschäftigen 
sich damit, wie sich Unternehmen, Ar-
beitsmarkt, soziale Sicherungssysteme 
und Kommunen an diese Entwicklun-
gen anpassen.

Dass Deutschland Einwanderungsland 
ist, wurde zwar seit der letzten Zuwan-
derungswelle Anfang der 90er Jahre 
politisch mehrheitlich anerkannt. Doch 
Projektionen des demografischen Wan-
dels gehen weiter davon aus, dass 
die Migration nur sehr eingeschränkte 
Auswirkungen auf die Bevölkerungs-
entwicklung haben kann (Statistisches 
Bundesamt 2016). Die unerwartet hohe 
Zuwanderung nach Deutschland in den 
Jahren 2014 und 2015 gibt Anlass, die-
se demografische Grundüberzeugung 
zu überprüfen. Dass Prognosen unsi-
cherer werden und der Korridor mögli-
cher Entwicklungen breiter wird, verleiht 
auch der Forderung nach einer stärker 
interdisziplinär ausgerichteten Bevölke-
rungswissenschaft neue Aktualität, die 

den demografischen Wandel nicht als 
„unaufhaltsames Schicksal“ voraussetzt, 
sondern ihn selbst zum Gegenstand 
ökonomischer und soziologischer Analy-
sen macht (Kaufmann 2005: 36 ff., 167). 

Der Dritte Bericht zur sozioökonomi-
schen Entwicklung in Deutschland 
(soeb 3) nutzt ein in Zusammenarbeit mit 
der Gesellschaft für wirtschaftliche Struk-
turforschung (GWS) entwickeltes System 
der sozioökonomischen Modellierung, 
um Einflussfaktoren und ihre Wirkun-
gen zu identifizieren und um alternative 
Entwicklungsszenarien zu vergleichen. 
Sozialwissenschaftliche Umfragedaten 
und Datensätze der Arbeitsmarktstatistik 
werden herangezogen, um die hoch ag-
gregierten Daten der ökonometrischen 

Abb. 1: Auswanderer aus Österreich-Ungarn bei der Abreise in Triest zu Beginn des 20. Jahrhunderts (links); Flüchtlinge in Ungarn 
in der Nähe der serbischen Grenze 2015 (rechts)
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Modelle auszudifferenzieren und durch 
Verteilungsinformationen zu ergänzen. 
Die Bevölkerungs- und Haushaltsent-
wicklung ist ins Modell integriert. Welche 
Bedeutung wird die Zuwanderung für 
die zu modellierende sozioökonomische 
Entwicklung haben? 

Eine neue amtliche Bevölkerungs-
voraus berechnung

Viele politische Diskussionen und Ent-
scheidungen der letzten Jahre, etwa die 
Rentenreform, Reformen der Kranken- 
und Pflegeversicherung, die Demogra-
fiestrategie und das Fachkräftekonzept 
der Bundesregierung beruhen auf der 
Bevölkerungsvorausberechnung der 
amtlichen Statistik. Seit April 2015 liegt 
eine neue Projektion bis 2060 vor. Die 
letzte, 2009 veröffentlichte Prognose 
ging noch davon aus, dass sich die 
jährlichen Wanderungsgewinne, also 
der Saldo von Zuzügen und Wegzügen, 
in einem Korridor zwischen 100.000 
und 200.000 bewegen würden. Doch 
nach 2010 begann eine neue Phase 
der Migration nach Deutschland, die 
Zahlen liefen diesen Annahmen davon. 
Die aktuelle 13. Koordinierte Bevölke-
rungsvorausberechnung (Statistisches 
Bundesamt 2015a) nimmt nun für 2014 
und 2015 eine Nettozuwanderung von 

je 500.000 Personen an, die dann bis 
2020 wieder sinkt. Sie berücksichtigt 
zudem den durch den Zensus 2011 
korrigierten Bevölkerungsstand. Nach 
der Prognosevariante 2 „Kontinuität bei 
stärkerer Zuwanderung“ bleiben Trends 
der natürlichen Bevölkerungsbewegung 
(Geburtenrate von 1,4 Kindern je Frau, 
weiter zunehmende Lebenserwartung) 

stabil. Als Zuwanderung wird ab 
2021 ein Wanderungssaldo von noch 
200.000 angenommen.

Bereits diese konservativen Annah-
men ändern das fest gefügte Bild einer 
schrumpfenden und alternden Gesell-
schaft: Die Bevölkerung wird danach 
noch bis 2020 wachsen, und noch 
2030 werden in Deutschland mit 80,9 
Millionen mehr Menschen leben als im 
Zensusjahr 2011. Die bildungspolitisch 
wichtige Zahl der Kinder unter 15 Jahren 
stabilisiert sich bis 2030, und die Bevöl-
kerung im Erwerbsalter von 20 bis unter 
65 Jahren geht erst nach 2020 zurück. 

Eine neue Phase der 
Zuwanderung

Dass die aktuell hohe Zuwanderung 
die demografischen Trends der Alte-
rung und Schrumpfung nicht umkehrt, 
sondern nur verschieben kann, trifft si-
cher weiterhin für eine langfristige Vo-
rausberechnung bis 2060 zu. Nur: Für 
den besser absehbaren und politisch 
gestaltbaren Zeitraum bis 2030 ist der 
Befund weniger eindeutig.

Die Migrationsrealität hat bereits 2014 
auch die angepassten Annahmen der 
amtlichen Statistik wieder überholt 

(Statistisches Bundesamt 2015b), und 
für die ersten neun Monate des Jahres 
2015 weist das Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge bereits eine Nettozu-
wanderung von 830.000 ausländischen 
Staatsangehörigen aus (BAMF 2016). 

Bereits 2014 kamen nach dem Auslän-
derzentralregister 1,1 Mio. Personen 

mit ausländischer Staatsangehörigkeit 
nach Deutschland. Die Nettozuwande-
rung von etwa 700.000 entfiel zur Hälfte 
auf EU-Binnenwanderung: zu etwa 40 
Prozent auf die Länder, die in die Os-
terweiterung der Europäischen Union 
(EU) einbezogen wurden und für die 
seit kurzem uneingeschränkte Arbeit-
nehmerfreizügigkeit gilt, zu etwa 8 Pro-
zent auf die von der Wirtschafts- und 
Schuldenkrise besonders betroffenen 
südeuropäischen EU-Länder Griechen-
land, Italien, Portugal und Spanien (sog. 
„GIPS-Staaten“). Die Herkunftsländer 
der Fluchtmigration – insbesondere Sy-
rien, Afghanistan und Irak – trugen mit 
einem Drittel zur Nettozuwanderung bei. 
Ihr Anteil ist weiter gestiegen: 2015 wur-
den im EASY-System des Bundesamts 
für Migration und Flüchtlinge 1,1 Millio-
nen Flüchtlinge neu erfasst, die zu etwa 
39 Prozent aus Syrien kamen. Die sozi-
oökonomische Modellierung geht der-
zeit für den Zeitraum 2015 bis 2020 von 
2,0 Mio. zuwandernden Flüchtlingen 
aus, von denen bei einer durchschnitt-
lichen Schutzquote von 65 Prozent 1,5 
Millionen dauerhaft in Deutschland blei-
ben könnten (Sonnenburg/Stöver et al. 
2016). Dabei ist bereits berücksichtigt, 
dass die Grenzschließungen zum Bal-
kan und die Einigung der EU mit der 
Türkei die Flüchtlingszahlen zumindest 
vorübergehend deutlich absenken. Die 
letzten veröffentlichten Modelle des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB) der Bundesagentur für 
Arbeit nehmen für 2015 und 2016 noch 
eine Fluchtmigration von jeweils einer 
Million Personen an (IAB 2015a, 2015b). 

Potenzial für anhaltend 
hohe Zuwanderung

Um die Wirkung der Zuwanderung bes-
ser zu berücksichtigen, sind genauere 
Modelle erforderlich. Zum einen trifft 
die amtliche Bevölkerungsvorausbe-
rechnung nur Annahmen zum Wande-
rungssaldo. Projektionen sollten aber 
schon wegen der unterschiedlichen 
politischen Gestaltungsmöglichkeiten 
Zu- und Abwanderung getrennt ab-
schätzen. Zum anderen unterstellen 
die vom Statistischen Bundesamt be-
rechneten Varianten weiter eine vorü-
bergehende Ausnahmesituation. Der 
als Variante „stärkerer Zuwanderung“ 
für die Zeit nach 2021 angenommene 

Abb. 2: Flüchtlingstrecks von Schwarzmeerdeutschen 1944 in Ungarn (links); Immi-
grant/innen beim österreichisch-deutschen Grenzübergang Wegscheid 2015 (rechts)
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Wanderungssaldo von 200.000 ent-
spricht einem Durchschnittswert von 
1954 bis 2013. Schon wenn man statt-
dessen den kürzeren Stützzeitraum von 
der Wiedervereinigung bis 2014 zugrun-
de legte, wäre ein höherer Durchschnitt 
von 246.000 in die Rechnung einzustel-
len. Da aber das Wanderungsgesche-
hen starken Schwankungen unterliegt, 
verdeckt der Durchschnitt die Triebkräf-
te der neuen Migrationsperiode. 

Zum einen ist zu berücksichtigen, dass 
Deutschland die Krise des Jahres 2009 
besser bewältigt hat als andere Staa-
ten und der deutsche Arbeitsmarkt sich 
seither positiv entwickelt. Auch wenn die 
Zuwanderung in den letzten Jahrzehn-
ten nicht mehr so eng der Arbeitsmarkt-
konjunktur folgt wie in Westdeutschland 
bis 1990, entwickeln sich seit 2010 Be-
schäftigung und Zuwanderung deutlich 
in die gleiche Richtung. Allerdings hat 
der Zuwachs der Anzahl der Erwerbstä-
tigen bereits früher begonnen. Seit 2006 
sind die Veränderungsraten positiv. Das 
gilt selbst im Krisenjahr 2009. Deutsch-
land ist schon aus ökonomischen Grün-
den ein bevorzugtes Zielland für Migra-
tion (vgl. Diagramm 1).

Zum anderen ist zu fragen, wie lange 
die Ursachen für Arbeits- und Flucht-
migration in den Herkunftsländern an-
halten können. Für eine Projektion kön-
nen wenigstens drei länderspezifische 

Migrationsdynamiken unterschieden 
werden (vgl. Gorodetski/ Mönnig et al. 
2016):
 – Für Länder mit einem vorwiegend 

demografischen Auswanderungs-
potenzial wird die Alterszusam-
mensetzung als entscheidende 
Einflussgröße für die zukünftige Zu-
wanderung angenommen.

 – Für Länder mit vorwiegend sozio-
ökonomischen Wanderungsmotiven 
kann projiziert werden, wie sich das 
wirtschaftliche Gefälle zwischen der 
Entwicklung in Deutschland und im 
Herkunftsland entwickelt. 

 – In Ländern mit vorwiegend politisch 
bedingtem Wanderungspotenzial 
ist heute davon auszugehen, dass 
Fluchtgründe wie Krieg, Bürger-
krieg, Verfolgung fortbestehen.

Für die mit Abstand größte Gruppe der 
Länder, die wenig zur Zuwanderung 
nach Deutschland beitragen und geringe 
Migrationsdynamik aufweisen, können 
die Auswanderungsquoten von 2007 
bis 2014 nach Alter und Geschlecht 
fortgeschrieben werden. Für 17 europä-
ische Länder, darunter die meisten Län-
der der EU-Osterweiterung sowie die 
„GIPS-Staaten“ Südeuropas, ergeben 
die Ländermodelle ein künftig wieder 
abnehmendes wirtschaftliches Gefälle 
zu Deutschland, sodass die sozioökono-
misch motivierte Zuwanderung wieder 
auf den langfristigen länderspezifischen 

Durchschnitt absinken dürfte. Bei 17 
Ländern dagegen werden anhaltend 
hohe Auswanderungsquoten angenom-
men; hierzu zählen vor allem politisch 
instabile Staaten, aber aus sozioökono-
mischen Gründen auch Rumänien und – 
aufgrund der Annahme, dass sich Hand-
lungsbeziehungen weiter vertiefen – für 
die USA und Kanada. 

Das auf diese Weise geschätzte Poten-
zial der Zuwanderung nach Deutsch-
land läge nach der beschriebenen Pro-
jektion 2030 nur um 8,5 Prozent unter 
der 2014 beobachteten Zuwanderung. 
Dabei würde sich die Zusammenset-
zung des Migrationspotenzials deutlich 
ändern: Afrika und Vorderasien werden 
als Herkunftsregionen an Bedeutung 
gewinnen, bei der EU-Binnenmigration 
wird nur aus Rumänien eine steigende 
Zuwanderung erwartet. 

Bereits die Zuwanderung der letzten 
Jahre hat die Gesellschaft polarisiert 
und scharfe politische Gegenbewe-
gungen auf den Plan gerufen. Ob es 
zu weiterer Zuwanderung in Millionen-
höhe kommt, wird daher auch von po-
litischen Entscheidungen abhängen: 
Wie realistisch ist Abschottungspolitik? 
Wie wird Zuwanderung im EU-Rahmen 
politisch reguliert? Wie wird der Fami-
liennachzug geregelt? Welche Erfolge 
haben Friedensbemühungen und Kon-
fliktlösung in den Fluchtländern? Dass 
die Migration von selbst auf ein quasi 
natürliches, langfristiges Durchschnitts-
niveau zurückgeht, ist aber vorläufig 
keine realistische Annahme.

In der Vergangenheit folgte auf hohe 
Zuwanderung – außer bei den Spätaus-
siedlern Anfang der 90er Jahre – zeitver-
setzt stets eine hohe Rückwanderung. 
2013 wanderten 49 Prozent der Zuwan-
derer binnen eines Jahres wieder aus 
(BAMF 2015: 112). Für die erwerbs- oder 
ausbildungsorientierte EU-Binnenmigra-
tion hängt die Aufenthaltsdauer von der 
sozioökonomischen Entwicklung ab, für 
die Zuwanderung aus Drittstaaten wird 
sie durch die gewährten Aufenthaltstitel 
und die Schutzquoten von Flüchtlin-
gen migrationspolitisch reguliert. Doch 
hohe Zuwanderung kann auch dann 
die Bevölkerungszusammensetzung 
verändern, wenn ihr hohe Abwande-
rung folgt: Die Zuwanderer sind jünger 

Diagramm 1: Zuwanderung und Arbeitsmarktkonjunktur
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als die ansässige Bevölkerung, und die 
verschiedenen Gruppen bleiben unter-
schiedlich lange in Deutschland. 2014 
lag der Anteil der Zuwanderer unter 25 
Jahren mit knapp 40 Prozent um das 
Doppelte über dem Anteil der Alters-
gruppe im Bevölkerungsbestand (24 
Prozent). Dass sich selbst bei einem 
langfristig sinkenden Wanderungssaldo 
der Altersaufbau der Bevölkerung ver-
jüngen kann, hat Konsequenzen für das 
Bildungssystem und den Arbeitsmarkt. 

2.  Sozioökonomische Folgen 
der Zuwanderung

Höhere Zuwanderung wirkt gesamt-
wirtschaftlich belebend (Sonnenburg/
Stöver et al. 2016, Stöver/Wolter 2015). 
Wesentliche Wirkungskanäle sind die 
höhere private und staatliche Nach-
frage nach Konsumgütern, höhere 
Wohnungsbauinvestitionen und ein 
größeres Produktionspotenzial wegen 
eines wachsenden Erwerbspersonen-
potenzials. Auch für die Fluchtmigration 
gilt: Transferzahlungen und Versorgung 
belasten die öffentlichen Haushalte, 
lösen jedoch zugleich Nachfrage und 
Beschäftigung aus. Die Teilhabeeffek-
te für die Zugewanderten und die so-
zioökonomischen Wirkungen hängen 
allerdings wesentlich von der Quali-
tät der Erwerbsbeteiligung und der 

Wohnungsversorgung ab  – Größen, 
die migrationspolitischer Gestaltung 
unterliegen. Zudem gibt es viele Unbe-
kannte, die eine genauere Modellierung 
der Effekte erschweren. Daher hat der 
Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten 
für „evidenzbasierte Analysen und wis-
senschaftliche Beratung“ zur Flücht-
lingszuwanderung einen „besseren 
Zugang der Wissenschaft zu den vom 
Bundesamt für Migration und Flüchtlin-
ge (BAMF) erhobenen Daten“ gefordert 
(RatSWD 2015). 

Übergänge in Ausbildung 
und Erwerbstätigkeit

Wie wirkt die Zuwanderung auf das Be-
schäftigungssystem? Für die Analyse 
sind Nachfrageeffekte, Angebotseffekte 
und Integrationseffekte zu unterschei-
den (BA-Statistik 2016, Sonnenburg/
Stöver et al. 2016). 

Aufgrund von Nachfrageeffekten wird 
bis 2020 im Baugewerbe, bis 2030 in 
der öffentlichen Verwaltung, im Bil-
dungssystem und anderen Dienstleis-
tungssektoren die Beschäftigung deut-
lich über den bisherigen Annahmen 
liegen (Stöver/Wolter 2015).

Unter Berücksichtigung von Al-
tersstruktur, Erwerbsverhalten und 

Wegzügen würde die vom IAB ange-
nommene Nettozuwanderung von je-
weils einer Million in 2015 und 2016 
(vgl. oben) das Arbeitskraftangebot um 
etwa 930.000 Personen erhöhen (IAB 
2015a). Der Angebotseffekt der Migra-
tion wirkt stärker als die demografi-
sche Alterung und als der „Verhalten-
seffekt“ zunehmender Erwerbstätigkeit 
von Frauen und Älteren (vgl. Fuchs/
Kubis et al. 2015), so dass nach den 
IAB-Annahmen das Erwerbsperso-
nenpotenzial unter Berücksichtigung 
gegenläufiger Effekte insgesamt um 
430.000 steigen würde: Die negative 
Wirkung der Alterung wird gedämpft, 
anfangs sogar überkompensiert, und 
der demografische Rückgang setzt 
später und von höherem Niveau aus 
ein als bisher angenommen. Damit 
entsteht zukünftig unter anderem ein 
potenzieller Spielraum für eine Um-
verteilung, Verkürzung und Flexibili-
sierung von Arbeitszeit (Stöver/Wolter 
2015). Dies ist bedeutsam, da beste-
hende Modellierungen ohne eine er-
höhte Zuwanderung bis 2030 von der 
Notwendigkeit ausgehen, Arbeitszei-
ten entgegen dem Trend der letzten 
20 Jahre wieder zu verlängern, um die 
demografisch bedingt rückläufige Zahl 
an erwerbsfähigen Personen zum Teil 
wieder auszugleichen (z. B. Maier/ Zika 
et al. 2014, Prognos 2015).

Diagramm 2: Beschäftigungs-, Arbeitslosen- und SGB-II-Hilfequoten; Quelle: BA-Statistik 2016
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Wie das zusätzliche Arbeitskraftan-
gebot wirkt, hängt jedoch wesentlich 
vom sogenannten Integrationseffekt 
ab. Bei den zugewanderten Flücht-
lingen ist eine hohe Ausbildungs- und 
Erwerbsneigung anzunehmen, aber 
ihre Bildungs- und Erwerbschancen 
werden rechtlich und migrationspo-
litisch gestaltet und hängen von der 
Personalpolitik der Unternehmen ab. 
Auch wenn die Flüchtlinge zu drei Vier-
teln erwerbsfähig sind (IAB 2015b), be-
schränken Beschäftigungsverbot und 
Vorrangprüfung zunächst ihren Zugang 
zum Arbeitsmarkt, und ohne Spracher-
werb und Qualifizierung können nur 
wenige erwerbstätig werden. Daher 
nimmt das IAB als Flüchtlingseffekt 
auch eine Zunahme der Arbeitslosig-
keit und des SGB-II-Leistungsbezugs 
an. Diagramm 2 zeigt, wie sich die ver-
schiedenen Gruppen der Zuwanderung 
nach den Beschäftigungschancen und 
dem Risiko der Arbeitslosigkeit und des 
SGB-II-Bezugs unterscheiden. Arbeits-
losmeldung und Grundsicherungsbe-
zug können für diese Personengruppe 
auch Schritte ins Beschäftigungssys-
tem darstellen. 

Die Modellierung des Arbeitsmarkts 
nach Qualifikationsniveau und 

Berufs gruppen ergibt ab Mitte der 
2020er Jahre eine wachsende demo-
grafische Lücke zwischen Nachfrage 
und Angebot an Arbeitskräften mit 
mittleren, nichtakademischen Berufs-
abschlüssen (Maier/Zika et al. 2014). 
Die wenigen verfügbaren Informationen 
über mitgebrachte Abschlüsse (BIBB 
2016: 285) Sonnenburg/Stöver et al. 
2016) deuten darauf hin, dass die zu-
gewanderten Flüchtlinge nach weite-
rer schulischer Nachqualifizierung und 
Sprachförderung dazu beitragen könn-
ten, Arbeits- und Fachkräfteengpässe 
in bestimmten Berufsfeldern im mittle-
ren Qualifikationsbereich zu erweitern.

Typische Einwanderungsverläufe be-
reits Zugewanderter unterscheiden 
sich nach dem Anteil von Bildungs- und 
Erwerbs zeiten und nach Auf- und Ab-
stiegen gegenüber der Bildungs- und 
Erwerbsbiografie im Herkunftsland 
(Söhn 2015, 2014). Der Integrationsef-
fekt wird davon abhängen, wie sich die 
zugewanderten Flüchtlinge auf die ver-
schiedenen Verlaufsmuster verteilen. 
Für die migrationspolitische Gestaltung 
ist wesentlich, ob ihre Aufenthaltszeit 
bis zum Abschluss von Asylverfahren 
und bis zum rechtlichen Arbeitsmarkt-
zugang für Qualifizierung genutzt wird.

Haushaltsstrukturen 
und Konsummuster

Von der Größe der Migrationshaushalte 
und der realisierten Erwerbsbeteiligung 
hängt ab, welchen Wohnungsbedarf 
sie haben und welche Güter sie nach-
fragen können. Noch stärker als bei der 
Abschätzung der Erwerbschancen be-
grenzt die Dateninfrastruktur die Mög-
lichkeit, Annahmen zu Haushaltsbildung, 
Einkommens- und Konsumstrukturen 
der Flüchtlinge auf Informationen für 
vergleichbare, bereits zugewanderte 
Gruppen zu stützen. Hierzu besteht er-
heblicher Forschungsbedarf. Da die neu 
Zugewanderten jedenfalls einen hohen 
Nachholbedarf bei Ausstattungsgütern 
haben und nicht sparen können, werden 
ihre geringen Einkommen unmittelbar 
die Nachfrage privater Haushalte erhö-
hen. Die Bauinvestitionen werden auf ein 
Niveau steigen, das seit den ersten Jah-
ren nach der Wiedervereinigung nicht 
mehr erreicht wurde. Fraglich sind je-
doch Finanzierung und Qualität der Bau-
maßnahmen: Zielen sie auf kurzfristige 
öffentlich-rechtliche Unterbringung oder 
auf dauerhaft angemessene Versorgung 
am allgemeinen Wohnungsmarkt? Je-
denfalls werden bis zu 350.000 Fertig-
stellungen von Wohnungen bei einer 
Ausweitung des sozialen Wohnungs-
baus angestrebt (BMUB 2016). 

Zunehmende sozialräumliche 
Ungleichheit

Die neue Zuwanderung wird regiona-
le Disparitäten aller Voraussicht nach 
nicht abmildern, sondern verschärfen. 
Die erhöhte Zuwanderung wird zu Be-
ginn steigende Beschäftigtenzahlen 
im Dienstleistungsbereich (z. B. Er-
ziehung und Unterricht, Verwaltung, 
Gesundheit, Einzelhandel) auslösen. 
Davon profitieren stätische Regionen 
mit hohem Dienstleistungsanteil stär-
ker (Stöver/Wolter 2015, Bieritz/Stö-
ver et al. 2015). Zum anderen wird die 
Binnenwanderung der in Deutschland 
verbleibenden Zuwanderer vor allem 
westdeutsche Regionen mit starker 
Migrationsbevölkerung zum Ziel haben, 
während ostdeutsche Schrumpfungs-
regionen mit einem geringen Anteil an 
Personen mit Migrationshintergrund 
Wanderungsverlierer sein werden (Ma-
retzke/Schlömer 2015). Auch zu den 

Sozioökonomische Modellierung

Ausgehend von wenigen äußeren, „exogenen“ Vorgaben wird im ökonome-
trischen Projektions- und Simulationsmodell Modell INFORGE (Interindustry 
Forecasting Germany) unter Berücksichtigung wichtiger Bestandsgrößen (z. B. 
Bevölkerung, Haushalte, Wohnungen) die Entwicklung von Wirtschaftszweigen 
in einem konsistenten System „endogen“ errechnet. Die ermittelten Größen 
werden im Kontensystem der amtlichen Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung gebucht. Der Projektionshorizont reicht aktuell bis 2035. Um den IN-
FORGE-Kern gruppiert sich eine Reihe von Erweiterungen, die teils exogene 
Vorgaben liefern, teils vollständig in die Modellwelt integriert werden. Dazu 
zählen das sozioökonomische Bevölkerungsmodul DEMOS, das an die Bevöl-
kerungsvorausberechnung der amtlichen Statistik anschließt, das umweltöko-
nomische Modell PANTA RHEI und das Außenhandelsmodul TINFORGE. Das 
Modell Q-INFORGE liefert regelmäßige Projektionen der langfristigen Entwick-
lung von Qualifikationen und Berufen am deutschen Arbeitsmarkt, die Modelle 
REGIO und LÄNDER ermöglichen regionalisierte Anwendungen.

Die GWS-Modelle werden auch von der Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung und vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) der Bundes-
agentur für Arbeit genutzt. In der sozioökonomischen Berichterstattung dienen 
sozialwissenschaftliche Umfragedaten und Datensätze der Arbeitsmarktstatis-
tik dazu, die hoch aggregierten Daten der ökonometrischen Modelle auszudiffe-
renzieren und durch Verteilungsinformationen zu ergänzen („Mikrofundierung“).
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Faktoren, welche die sozialräumliche 
Verteilung der Zuwanderung beeinflus-
sen, ist weitere Forschung erforderlich.

3.  Migrationspolitik ist 
Gesellschaftsgestaltung

Die unsichere politische Lage in vielen 
Herkunftsregionen und die ökonomische 
Sonderentwicklung Deutschlands spre-
chen dafür, die öffentlichen Haushalte, 
den Arbeits- und Wohnungsmarkt und 
die kommunale Daseinsvorsorge auf an-
haltend hohe Zuwanderung einzustellen. 
Die Bevölkerung wird bis 2030 nicht zu-
rückgehen, sie wird diverser. Diversität 
und unterschiedlichste Migrationsge-
schichten werden die sozialstaatlichen 
Institutionen fordern und die deutsche 
Gesellschaft verändern. Die demogra-
fische Herausforderung besteht darin, 
eine Kombination gleichzeitiger, ge-
genläufiger Entwicklungen politisch zu 
gestalten. Am Arbeitsmarkt sind Investi-
tionen in die Bildungs- und Erwerbsteil-
habe der Zugewanderten Aufgaben ei-
ner gestaltenden Gesellschaftspolitik, 
und sie eröffnen Chancen für die sozi-
oökonomische Entwicklung. Die eigent-
liche demografische Frage wird sein, wie 
„inklusiv“ sozialstaatliche Institutionen 
und sozioökonomische Strukturen für 
Migrant/innen gestaltet werden können 
und wie Verteilungskonflikte bearbeitet 
werden, kurz: wie viel Zuwanderung die 
Gesellschaft akzeptiert. 
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Zuwanderung und betriebliche Integration

Flüchtlinge – eine Antwort auf den demografischen 
Wandel?
Klaus-Peter Buss, Martin Kuhlmann, Knut Tullius

Auch wenn die Themen Flüchtlinge und 
Zuwanderung gegenwärtig politisch hef-
tig umstritten sind, besteht über zwei 
Annahmen weitgehender Konsens, die 
beide darauf verweisen, dass die aktuelle 
Zuwanderung Lösungsperspektiven für 
zentrale Probleme des deutschen Arbeits-
marktes ermöglicht. Erstens: Einwande-
rung verlangsamt den demografischen 
Trend einer zunehmenden Alterung der 
Erwerbsbevölkerung  – die Zuwandern-
den sind deutlich jünger. So sind nach 
Angaben des Bundesamtes für Migra-
tion und Flüchtlinge (BAMF) seit Jahren 
über 70 % der Asylantragsteller unter 30 
Jahre alt. Zweitens: Der Arbeitsmarkt bie-
tet mit seinen vergleichsweise niedrigen 
Arbeitslosenzahlen und einem im de-
mografischen Wandel zunehmenden Ar-
beitskräftemangel gute Bedingungen für 
eine Integration der großen Zahl an Zuge-
wanderten. Damit scheint die politische 
Marschrichtung zur Realisierung dieser 
Win-Win-Situation klar: Zwar verfügt ein 
großer Teil der Flüchtlinge weder über 
ausreichende Sprachkenntnisse noch 
über marktgängige berufliche Qualifika-
tionen. Eine Arbeitsmarktintegration kann 
jedoch durch umfangreiche Investitionen 
in Qualifizierung und berufliche Ausbil-
dung gelingen, zumal ein Großteil der 
Zuwandernden einer Altersgruppe ange-
hört, die in Deutschland auch allgemein 
durch Qualifizierung, Berufsausbildung 
und Berufseinstieg geprägt ist. Obwohl 
der Arbeitsmarkt in der Tat Chancen er-
öffnet, ist Arbeitsmarktintegration jedoch 
überaus voraussetzungsvoll.

Konkret bedeutet es: Integration in die 
Betriebe. Auch wenn, zumindest rückbli-
ckend, auf längere Zeiträume schauend 
und nicht ohne betriebliche Auseinander-
setzungen, die betriebliche Integration 
früherer Zuwanderungswellen vergleichs-
weise gut gelungen ist, ist keineswegs si-
cher, dass sich die bisherige Erfolgsge-
schichte ohne weiteres wiederholen wird. 
Die Bedingungen in den Betrieben haben 

sich stark verändert. So kommen wir in 
vom SOFI in den letzten Jahren durchge-
führten Fallstudien zu dem Ergebnis, dass 
der demografische Wandel in den Unter-
nehmen zwar zunehmend spürbarer wird 
und erhebliche personal- und arbeitspo-
litische Handlungsbedarfe erzeugt hat, 
die Betriebe vielfach aber immer noch 
unzureichend vorbereitet sind. Der benö-
tigte Fachkräftenachwuchs ist in einigen 
Bereichen schon jetzt immer schwerer zu 
finden. Der demografisch bedingte Prob-
lemdruck nimmt angesichts wachsender 
betrieblicher Leistungsanforderungen, 
vielfach immer noch hoher körperlicher 
Beanspruchungen und steigender psy-
chischer Belastungen sogar weiterhin 
zu. Auch der Spagat zwischen Flexibili-
sierungsanforderungen der Betriebe ei-
nerseits und Flexibilisierungsnotwendig-
keiten und Wünschen der Beschäftigten 
andererseits wird anspruchsvoller. Mo-
dernisierte betriebliche Rekrutierungs- 
und Qualifizierungsstrategien, Konzep-
te für eine alters- und alternsgerechte 
Arbeitspolitik sowie die Sicherung des 
betrieblichen Erfahrungswissens werden 
immer wichtiger, finden sich aber nur in 
einer Minderheit von Betrieben. Ein durch 
Zuwanderung erweitertes Arbeitskräf-
teangebot eröffnet insofern zwar neue 
Optionen bei der Bewältigung des de-
mografischen Wandels. Solange der per-
sonal- und arbeitspolitische Reformbe-
darf in den Betrieben fortbesteht, dürften 
Qualifizierung und berufliche Bildung für 
Zugewanderte allein als Antwort auf Pro-
bleme des demografischen Wandels und 
der Arbeitsmarktintegration der Flüchtlin-
ge jedoch zu kurz greifen.

Zusätzlich voraussetzungsvoller wird die 
Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen 
aufgrund des gegenwärtig an Fahrt auf-
nehmenden Prozesses der Digitalisierung 
und Automatisierung betrieblicher Pro-
zesse („Industrie 4.0“). Verlässliche Prog-
nosen sind derzeit zwar kaum möglich, er 
dürfte jedoch nicht ohne Folgen für Arbeit 

bleiben. So spricht einiges dafür, dass Di-
gitalisierung einerseits mit einer tenden-
ziell steigenden Qualifikationsnachfrage 
einhergeht, andererseits aber auch Pola-
risierungsprozesse in Belegschaften und 
am Arbeitsmarkt vorantreiben könnte. Die 
Realisierung und wirtschaftliche Nutzung 
zunehmend technisierter Systeme macht 
betriebliches Erfahrungswissen keines-
wegs obsolet und erweitert die Anfor-
derungen an funktions-, hierarchie- und 
betriebsübergreifendes Kooperations-
handeln. Der durch Digitalisierung ausge-
löste Qualifizierungsbedarf bleibt daher in 
vielem betriebsspezifisch bestimmt und 
kann in externen Qualifizierungsmaß-
nahmen mitunter nur schwer adäquat 
aufgegriffen werden. Zugleich erweitern 
neue Technologien zwar die Möglichkei-
ten für eine Automatisierung belastender 
Tätigkeiten und eine alternsgerechte Ar-
beitsgestaltung, drohen jedoch auch die 
Abkopplung Niedrigqualifizierter weiter 
zu verschärfen. Beide Entwicklungen 
erschweren Arbeitsmarktintegration. Die 
Betriebe stehen daher personal- und ar-
beitspolitisch vor erheblichen, teilweise 
widersprüchlichen Herausforderungen. 
Die Integration von Zuwandernden auf 
der Basis von Einfachstarbeitsplätzen 
im Rahmen tayloristischer Arbeitsstruk-
turen – das Modell der 1960er/70er-Jah-
re – dürfte vor diesem Hintergrund kaum 
noch tragfähig sein.

Die Formel „Zuwanderung plus Quali-
fizierung“ greift als Lösung für die be-
trieblichen Probleme zu kurz. Ergänzend 
hierzu werden personal- und arbeitspoli-
tische Innovationen auf der betrieblichen 
Ebene notwendig sein. Eine erfolgreiche 
Arbeitsmarktintegration erfordert eine 
gesellschaftliche Anstrengung, die über 
das Angebot von Sprachkursen und be-
ruflicher Bildung für die Zugewanderten 
hinausreicht und ein enges Zusammen-
wirken der arbeitsmarktpolitischen und 
der betrieblichen Akteure notwendig 
macht.
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Rechtliche und betriebliche Hürden der Integration von Geflüchteten

Refugees welcome – auch auf dem Arbeitsmarkt?
Peter Birke

Als Mitte vergangenen Jahres tausende 
Flüchtlinge in der Bundesrepublik anka-
men, war die Unterstützung für die neu 
Ankommenden relativ breit – nicht nur 
personifiziert in den vielen Ehrenamtli-
chen, die den Menschen in Bahnhöfen, 
provisorisch eingerichteten Unterkünf-
ten usw. halfen, sondern auch in einem 
Konsens der Verbände. Insbesondere 
haben sowohl Arbeitgeber, Industrie- 
und Handelskammern als auch Gewerk-
schaften die Bedeutung betont, die das 
unerwartete Arbeitskräftepotenzial bei 
der Bewältigung des demografischen 
Wandels spielen könne und auch aus 
dieser Sicht eine „schnelle Integration“ 
der Geflüchteten befürwortet.1 Seither 
hat nicht nur die Forderung nach einer 
Schließung der Grenzen oder sogar ei-
ner „Flüchtlingsabwehr“ bedenkliche 
Popularitätswerte erreicht, auch die 
Perspektive der Integration von Ge-
flüchteten in Erwerbstätigkeit hat sich 
als Herausforderung entpuppt, deren 
Bewältigung nicht unkompliziert ist. 
Was also bedeutet Solidarität mit Ge-
flüchteten im zweiten Schritt, im Schritt 
in den Alltag beispielsweise der bun-
desdeutschen Arbeitsgesellschaft? Im 
Folgenden sollen einige Momente einer 
Antwort auf diese Frage skizziert wer-
den, die auch als Herausforderungen 
der Forschung gefasst werden soll(t)en. 

Flüchtlinge auf dem 
Arbeitsmarkt

Ab wann und unter welchen Bedingun-
gen dürfen Flüchtlinge erwerbstätig 
sein? Diese einfache Frage ist nicht so 
leicht zu beantworten – ein erster Hin-
weis für die Schwierigkeiten, mit denen 
Menschen konfrontiert sind, die mit 
noch unsicherem Aufenthaltsstatus in 
Deutschland erwerbstätig sein wollen. 
Grundsätzlich erhalten Menschen, die 
hierzulande Asyl beantragt haben, eine 
sogenannte Aufenthaltsgestattung. 
Der nach aktuellen Meldungen noch 

bis mindestens zum Spätsommer be-
stehende Stau bei der Bearbeitung der 
Asylanträge stellt somit ein erstes Hin-
dernis für die Arbeitsaufnahme dar. Seit 
Anfang 2015 besteht nach der Erteilung 
dieses Status für drei Monate ein Ver-
bot der Arbeitsaufnahme, vom dritten 
bis zum fünfzehnten Monat des Aufent-
halts prüft die Bundesagentur für Arbeit, 
ob andere Beschäftigte (mit deutschem 
oder EU-Pass) beschäftigt werden kön-
nen.2 In der Zeit zwischen dem fünfzehn-
ten Monat und dem vierten Jahr des 
Aufenthalts gilt diese „Vorrangprüfung“ 
nur noch hinsichtlich der Einhaltung der 
üblichen Lohn- und Arbeitsbedingun-
gen, eine Regelung, die allerdings in 
der Praxis sowohl als Form der Flücht-
lingsabwehr benutzt werden kann (wenn 
etwa exorbitante Löhne in der Gastro-
nomie von den zuständigen Prüfer/in-
nen als branchenüblich angenommen 
werden) als auch als Verhinderung des 
Einsatzes von Flüchtlingen als „Lohn-
drücker“. Immerhin entfällt die Vorrang-
prüfung im Falle einer Berufsausbildung 
oder bei Praktika, die, entgegen der For-
derung aus CDU/CSU und zahlreichen 
Arbeitgeberverbänden, zumindest der-
zeit noch immer mit dem Mindestlohn 
vergütet werden müssen. Neben dieser 
noch einigermaßen übersichtlichen Ver-
laufsform gibt es allerdings zahlreiche 
Detailregelungen, die einstellungswillige 
Arbeitgeber offenbar – wie zuletzt eine 
Meinungsumfrage des arbeitgeberna-
hen Instituts der deutschen Wirtschaft 
(Spiegel Online, 16.3.2016) gezeigt hat – 
zutiefst verunsichern und sogar von der 
Einstellung von Geflüchteten abhalten.3

… und im Betrieb

In derselben Umfrage wird konstatiert, 
dass derzeit elf Prozent der befragten 
etwa 900 Geschäftsführer von Indust-
rie- und Dienstleistungsunternehmen 
grundsätzlich bereit wären, Flüchtlinge 
einzustellen. Im Vergleich zu früheren 

Umfragen, etwa von Seiten der Arbeit-
geberverbände in Niedersachsen, ist 
diese Zahl vergleichsweise niedrig (VMN 
2015). Im September vergangenen Jah-
res war unter den damals befragten 
Mitgliedsfirmen noch der überwiegende 
Teil zur Einstellung von Flüchtlingen be-
reit. Allerdings hatten bereits die Nieder-
sachsen auf Probleme verwiesen: Dazu 
gehören erstens die Frage der Aner-
kennung von Qualifikationen, zweitens 
die sehr unterschiedlichen Vorausset-
zungen der Kriegsflüchtlinge, drittens 
die unterschiedlichen Erwartungen der 
Mitgliedsbetriebe selbst. Vor allem das 
zuletzt genannte Motiv zieht sich durch 
den gesamten Diskurs, und man kann 
sagen, dass es wohl mindestens drei 
branchenspezifische Konstellationen 
mit einem je spezifischen Umgang von 
Unternehmen mit der Einstellung und 
Qualifizierung von Flüchtlingen gibt.

Erstens den Niedriglohnsektor. Hier 
geht es vorrangig um die Minderung 
eines kurzfristigen Arbeitskräfteeng-
passes in Branchen mit niedrigen Ver-
gleichslöhnen, un- und angelernter Tä-
tigkeit und einer Tradition des Einsatzes 
von „neuen“ Migrant/innen (wie der 
Gastronomie, der Schlacht- und Zerleg-
eindustrie oder der Gebäudereinigung). 
In diesen Bereichen kann schnell ein-
gestiegen und Geld verdient werden, 
ein Umstand, der vielen Geflüchteten, 
die ihre Familien und Freunde im Her-
kunftsland unterstützen wollen, vermut-
lich entgegen kommt. Allerdings kann 
es hier zugleich sehr schwierig sein, 
sich neben der Erwerbstätigkeit wei-
ter zu qualifizieren, nicht zuletzt, weil 
in vielen Unternehmen Schichtarbeit 
vorherrscht oder, wie etwa in Teilen der 
Gebäudereinigung, frühmorgens und 
spätabends gearbeitet wird. 

Zweitens der Bereich der sozialen 
Dienstleistungen, insbesondere der 
Gesundheits- und Pflegeberufe, in 
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denen ein partieller Arbeitskräftemangel 
herrscht. Diese Sektoren sind ein Feld 
zahlreicher Initiativen von staatlicher 
Seite und seitens der Wohlfahrtsver-
bände zur Integration von Geflüchteten. 
Hinsichtlich ihrer Qualifizierung gibt es 
sowohl sprachlich als auch fachlich oft 
andere Anforderungen an die Tätigkei-
ten als in dem zuerst genannten Feld: 
auch angesichts der sehr unterschied-
lichen Voraussetzung von Geflüchteten 
in fachlicher und sprachlicher Hinsicht 
sind die großen Erwartungen an deren 
Einbeziehung in diesem Bereich bisher 
noch nicht recht erfüllt worden. Konflik-
te gibt es vor allem bezüglich der Aner-
kennung von Qualifikationen.

Drittens die industrielle Produktion, in 
der es bislang nur ganz am Rande um 
eine sofortige Einbeziehung von Flücht-
lingen geht. Hier äußern Arbeitgeberver-
bände  – auch in Niedersachsen  – vor 
allem Forderungen an den Staat, die 
Menschen zunächst für eine Berufs-
ausbildung oder einer Facharbeiter/
innentätigkeit beispielsweise in der Me-
tall- und Elektroindustrie zu qualifizie-
ren. Die entsprechenden Bemühungen 
etwa des Landes Niedersachsen, der 
Initiativen aus der Flüchtlingshilfe oder 
aus kirchlichen/religiösen Institutionen 
hierzu sind durchaus bemerkenswert, 
wirken allerdings, was ihre Teilnehmer-
zahlen betrifft, noch eher wie der be-
rühmte Tropfen auf den heißen Stein.4

Vorläufig bilanzierend kann hier wohl 
gesagt werden, dass die Herausforde-
rungen kaum zu unterschätzen sind. 
Während nach Umfragen aus dem Jahr 
2014 die meisten Geflüchteten erwerbs-
tätig sein wollen (SZ, 12.1.2016), aber 
sehr unterschiedliche Voraussetzungen 
mitbringen, ist nur ein sehr kleiner Teil 
bislang in entlohnter Arbeit angekom-
men. Zudem gibt es durchaus einen 
Zielkonflikt im Bermuda-Dreieck zwi-
schen bürokratischen Auflagen, dem 
Wunsch der Geflüchteten nach einer 
baldigen Arbeitsaufnahme sowie einer 
häufig notwendigen sprachlichen und 
fachlichen Qualifizierung. Auch vor dem 
Hintergrund des retardierenden Effekts 
der mit dieser Konstellation verbunde-
nen Planungsprobleme und Zielkonflikte 
ist die Forderung aus dem Bundesar-
beitsministerium zu verstehen, dass an-
gesichts der steigenden Ernüchterung 
über das Verhältnis zwischen Erwar-
tungen und Realität finanzielle Anstren-
gungen des Bundes notwendig seien, 
damit sich die sogenannte Flüchtlings-
krise nicht nur in einem Anwachsen von 
Erwerbslosigkeit und Niedriglohnbe-
schäftigung auswirkt. Ob allerdings aus-
gerechnet die nunmehr zu schaffenden 
100.000 „Flüchtlingsintegrationsmaß-
nahmen“, wie Arbeitsministerin und Fi-
nanzminister übereinstimmend meinen, 
Geflüchtete „an den Arbeitsmarkt her-
anführen“ (FAZ, 24.3.2016), ist ange-
sichts der Vorerfahrungen mit den so-
genannten Ein-Euro-Jobs wohl ebenso 

mit einem deutlichen Fragezeichen zu 
versehen wie die angekündigten Sank-
tionen gegen „Integrationsverweigerer“. 
Naheliegender als die Verlagerung des 
Problems auf die Betroffenen wäre wohl 
das Dogma der „Schuldenbremse“ zu 
hinterfragen, das in der aktuellen Situ-
ation nicht nur bezüglich der Arbeits-
marktintegration, sondern auch hin-
sichtlich des Mangels an hinreichendem 
und qualitativ vertretbarem Wohnraum 
und dem Zugang zu sozialen Dienstleis-
tungen Kommunen und Länder vor fast 
unlösbare Probleme stellt.

Refugees@Work – 
Herausforderungen für 
die (arbeitssoziologische) 
Forschung

Vor welche Herausforderungen sieht 
sich die (hier: soziologische) Forschung 
gestellt, wenn es um das sich schnell 
verändernde Verhältnis von Arbeit und 
Migration geht? Auch diese Frage kann 
nur angerissen werden, aber es ist 
wohl nicht falsch festzustellen, dass 
hier nicht zuletzt die etablierte akade-
mische Arbeitsteilung in zwei Dimensi-
onen herausgefordert sein dürfte. Ers-
tens hat sich die Migrationsforschung 
in Deutschland in den vergangenen 
Jahren kaum um die mit dem o. g. The-
menkomplex zusammenhängenden 
Gegenstände gekümmert. So haben 
etwa Tsianos und Karakayali (2008) kon-
statiert, dass im migrationspolitischen 
Diskurs das Thema „Arbeit“ nach dem 
Anwerbestopp von 1973 und dem Ende 
des „Gastarbeiterregimes“ lange keine 
zentrale Rolle spielte. Erst jüngere De-
batten über Transmigration und spezi-
ell über undokumentierte Arbeit haben 
erneut eine Auseinandersetzung mit der 
Bedeutung von Migration für Arbeitsbe-
dingungen und Arbeitsverhältnisse be-
wirkt (vgl. etwa Cyrus 2014, 2004, Hei-
meshoff/Schwenken 2013). Aber trotz 
der Verdienste, die sich diese Autor/in-
nen erworben haben – insbesondere in 
der Arbeits- und Industriesoziologie ist 
die Untersuchung der Bedeutung von 
Migration eher randständig geblieben 
(vgl. Pries 2010, Schmidt 2006). 

Zweitens verbinden sich in der Er-
forschung der durch die neue Migra-
tion potenziell induzierten Verände-
rung betrieblicher Kooperations- und 

Abb. 1: Wohnhütte eines deutschen Auswanderers in Queensland 1880 (oben); Aufbau 
von Wohncontainern zur Unterbringung von Flüchtlingen in Flensburg 2015 (unten)
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Konfliktformen Fragen nach dem 
Arbeitsmarktzugang (und damit der 
Arbeitsmarkt- wie Migrationspolitik), 
nach der Entwicklung der industriellen 
Beziehungen sowie nach der Verän-
derung betrieblicher Arbeitspolitik und 
Arbeitsverhältnissen. Dies sind The-
menschwerpunkte, die in Projekten des 
SOFI in der jüngsten Geschichte zwar 
durchweg wichtig waren, in der Regel 
allerdings eher getrennt behandelt wor-
den sind, ein Umstand, der durch die 
projektförmige und drittmittelfinanzierte 

Forschungslandschaft noch gefördert 
wird. Wir haben aber gesehen, dass die 
sich neu entwickelnde Migrations- und 
Einwanderungslandschaft alle drei der 
genannten Gegenstandsfelder betrifft. 

Mit anderen Worten: In den hier zu be-
antwortenden Fragestellungen wird 
ganzheitliches Denken angesagt sein. 
Wie etwa wirken die genannten Begren-
zungen des Zugangs zum Arbeitsmarkt 
auf die Zusammensetzung und die so-
zialen Rechte von „alten“ wie „neuen“ 
Beschäftigten? Welche Auswirkungen 
haben, wie bereits angedeutet, die An-
fechtungen gegenüber dem Mindest-
lohn auf in den vergangenen Jahren ja 
zunehmend tripartistisch organisierten 
und vermittelten betrieblichen Sozial-
standards? Welche Perspektiven gibt 
es – gewerkschaftspolitisch – für die Ko-
operation von „alten“ und „neuen“ Be-
schäftigten im Betrieb, aber auch in der 
Gewerkschaft? Welche Wirkungen hätte 
eine betriebliche Zweiklassengesell-
schaft, etwa durch die Stabilisierung von 
Niedriglohnsektor und Leiharbeit, auf die 
Arbeitssituation (auch) der verbliebenen 

Stammbelegschaften? Wie wird mithin 
die Arbeit von Flüchtlingen und Migrant/
innen in Unternehmensnetzwerke und 
Wertschöpfungsketten integriert? Die 
Liste ließe sich wohl noch weiter fort-
setzen; es sind viele Fragen, die zudem 
auch differenziert branchen- und sogar 
unternehmensbezogen bearbeitet wer-
den müssen. Ihre Bearbeitung und Be-
antwortung ist dringlich, denn die Form 
der Integration neuer Migrant/innen in 
Erwerbsarbeit, die sich damit verbinden-
den sozialen Rechte und materiellen An-

sprüche sind – wie auch immer vermit-
telt dies auf den ersten Blick erscheinen 
mag – auch eine Herausforderung für die 
(betriebliche) Demokratie.

Anmerkungen

1 Vgl. u. a. Bundesvereinigung der 
deutschen Arbeitgeberverbände, 
12.6.2015, Arbeitsmarktpotenziale 
von Asylsuchenden und Gedulde-
ten zukunftsorientiert nutzen, [http://
www.arbeitgeber.de/www%5Car-
beitgeber.nsf/res/Popa-zum-Arbeits-
marktzugang-von-Asylbewerbern.
pdf/$file/Popa-zum-Arbeitsmarktzu-
gang-von-Asylbewerbern.pdf].

2 Veränderungen durch das zu verab-
schiedende Integrationsgesetz, das 
Erfahrungen mit der aktivierenden 
Arbeitsmarktpolitik auf die Regulie-
rung des Arbeitsmarktzugangs von 
Migrant/innen übertragen will, sind 
hier noch unberücksichtigt. Eine kriti-
sche Debatte der Folgen, wie sie un-
ter anderem durch den SVR und die 
Wohlfahrtsverbände angeregt wurde, 
scheint dringlich.

3 Vgl. ausführlich: BAMF, Zugang zum 
Arbeitsmarkt für Flüchtlinge, [https://
www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/
DE/Downloads/Infothek/Asyl/faq-ar-
beitsmarktzugang-gefluechtete-men-
schen.pdf?__blob=publicationFile].

4 Vgl. etwa: [http://www.mw.nieder-
sachsen.de/aktuelles/presseinforma-
tionen/lies-potenziale-von-fluecht-
lingen-auf-dem-arbeitsmarkt-nut-
zen-139332.html].
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Abb. 2: Notunterkunft für Flüchtlinge aus Ostpreußen in Schleswig-Holstein 1945 
(links); Flüchtlingsunterkunft in Berlin 2015 (rechts)
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Aus der Migrationsforschung am SOFI

Lebensläufe erwachsener Migrant/innen  
in Deutschland: Bildungsteilhabe und 
Erwerbsverläufe 
Janina Söhn

Auch wenn die derzeitige Zuwande-
rung vieler Flüchtlinge für einige ein-
malig erscheint, hat die Bundesrepub-
lik de facto seit ihrer Gründung immer 
wieder unterschiedliche Einwande-
rungswellen erlebt. Die sozio-ökono-
mischen Ungleichheiten zwischen hier 
Geborenen und Zugewanderten sind 
seit vielen Jahren Gegenstand migra-
tionssoziologischer Forschung. Wie 
sich die gesellschaftliche Teilhabe von 
Migrant/innen im Laufe ihrer Biographie 
in Deutschland verändert und welche 
unterschiedlichen Verlaufsmuster unter 
ihnen zu Tage treten, wurde dagegen 
noch selten untersucht. Hier setzen 
zwei neu Forschungsprojekte am SOFI 
an, die sich mit Teilhabe an Bildung im 
Erwachsenenalter und mit Erwerbsver-
läufen bis hin zum Antritt einer Alters-
rente beschäftigen.

Die Stellung auf dem Arbeitsmarkt 
wird in erwerbszentrierten Gesell-
schaften wie der deutschen oft als 
„das“ zentrale Merkmal der Integration 
erwachsener Zugewanderter betrach-
tet. Dass Migrant/innen hier im Durch-
schnitt schlechter als Nicht-Migrierte 
abschneiden, ist seit Langem so. Sie 
haben ein höheres Risiko, arbeitslos 
zu werden und zu bleiben. Beispiels-
weise betrug die allgemeine Arbeits-
losenquote im November 2015 7,0%, 
die ausländischer Personen dage-
gen 14,4% (Brücker/Hauptmann et 
al. 2016: 8). Wenn sie Beschäftigung 
finden, ist deren Bezahlung und so-
ziales Ansehen geringer, und die Ar-
beitsbedingungen sind prekärer als 
im deutschen Durchschnitt. Neben 
aufenthalts- und arbeitsrechtlichen 
Hürden weist die Migrationsforschung 
immer wieder auf das Ausbildungs-
niveau als einen wichtigen Grund für 
solche Ungleichheiten hin: Bei Zu-
gewanderten ist dieses im Schnitt 

immer noch geringer als bei länger 
Ansässigen. Das klassische Beispiel 
sind hier Arbeitsmigrant/innen aus 
den Mittelmeeranrainerstaaten, die in 
den 1950er bis 1970er Jahren für ge-
ring qualifizierte Tätigkeiten rekrutiert 
wurden. Der Anteil von Personen ohne 
berufliche Ausbildung ist unter diesen 
Zugewanderten immer noch deutlich 
höher als im Bundesdurchschnitt. Al-
lerdings bestehen hier deutliche Unter-
schiede zu anderen Gruppen: So sind 
andere kleinere Migrantengruppen wie 
Pflegekräfte aus Südkorea und den 
Philippinen, vietnamesische Boat-
people oder iranische Flüchtlinge mit 
höheren bzw. heterogeneren Ausbil-
dungsniveaus eingereist. (Spät-)Aus-
siedler/innen, von denen gut drei Mil-
lionen zwischen Ende der 1980er und 

Anfang der 2000er Jahre einwander-
ten, haben in ihren Herkunftsländern 
typischerweise eine nicht-akademi-
sche Berufsausbildung absolviert. Bei 
den Personen, die zwischen 2000 und 
2012 nach Deutschland migriert sind, 
beträgt der Anteil derjenigen mit einem 
akademischen Abschluss sogar 22%, 
in der Bevölkerung ohne Migrations-
hintergrund sind es hingegen nur 14% 
(Autorengruppe Bildungsberichter-
stattung 2014: Tab. B5-web für 2012). 
Ein höheres Ausbildungsniveau ist für 
Zugewanderte jedoch keine Garantie 
für eine problemlose Arbeitsmarktin-
tegration. Ganz ähnlich wie in klas-
sischen Einwanderungsländern (z. B. 
Kanada) finden auch hierzulande viele 
akademisch gebildete Migrant/innen 
keine ausbildungsadäquate Arbeit. 

Begrifflichkeiten rund um Migration

Unter Migration wird das Überschreiten internationaler Staatsgrenzen ver-
standen, das in einen Aufenthalt von mehr als einem Jahr mündet. Dabei ist 
außer bei Touristen und Geschäftsreisenden nicht von Anfang klar, wie lan-
ge der Aufenthalt tatsächlich dauern wird - dies lässt sich erst rückblickend 
feststellen. Die meisten derjenigen, die aus dem Ausland in die Bundesrepu-
blik einwandern, haben bis zu einer eventuellen späteren Einbürgerung nicht 
die deutsche Staatsangehörigkeit. Eine prominente Ausnahme waren die vor 
allem zwischen Ende der 1980er und Mitte der 2000er Jahre eingereisten 
(Spät-)Aussiedler, die aufgrund ihres speziellen Status unmittelbar nach der 
Einreise den deutschen Pass bekamen. Unter allen 10,9 Millionen Personen 
mit Migrationserfahrung (Stand 2014) haben 54 % nur eine ausländische 
Staatsangehörigkeit. Umgekehrt bedeutet das Fehlen eines deutschen Pas-
ses nicht zwingend eine Geburt im Ausland. Die große Mehrheit der 7,2 Milli-
onen ausländischen Staatsangehörigen in Deutschland ist zwar hierher einge-
wandert; 18,7% wurden aber auch hier geboren und erbten – bevor  im Jahr 
2000 das Staatsangehörigkeitsrecht reformiert wurde – die nicht-deutsche 
Staatsangehörigkeit ihrer zugewanderten Eltern. Im soziologischen Sprach-
gebrauch ist der ‚Migrant‘ eine Oberkategorie, unter die z. B. auch Flüchtlinge 
fallen. Zur Gruppe der Personen mit Migrationshintergrund gehören neben 
Zugwanderten auch im Inland Geborene mit mindestens einem aus dem Aus-
land zugewanderten Elternteil der Oberkategorie. Diese so genannte zweite 
Generation umfasst 5,5 Millionen Menschen.
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Grenzüberschreitende 
Bildungsverläufe

Doch auch wenn potenzielle Arbeit-
geber in Deutschland die aus den 
Herkunftsländern mitgebrachte beruf-
liche Qualifizierung oft als zu niedrig 
oder nicht „passend“ ansehen, ist Bil-
dung kein unveränderliches Merkmal 
von Personen: Eine Möglichkeit, den 
Risiken langfristiger Arbeitslosigkeit 
oder Beschäftigung in unqualifizierten 
Jobs zu entgehen, ist, im Aufnahme-
land erneut in Bildung zu „investie-
ren“. Mit in Deutschland erworbenen 
Zertifikaten und Abschlüssen erhöhen 
sich die Arbeitsmarktchancen Zuge-
wanderter nachweislich. Das Thema 
der Bildungsteilhabe erwachsener 
Zugewanderter steht im Zentrum des 
im September 2015 angelaufenen 
Projekts „Grenzüberschreitende Bil-
dungsverläufe“: Was begünstigt die 
Teilnahme oder Nicht-Teilnahme von 
Migrant/innen an einem Bildungs-
angebot? Gemeint sind hiermit vor 
allem eine umfangreiche berufliche 
Weiterbildung, eine berufliche Aus-
bildung oder ein Studium sowie jene 
sogenannten Nachqualifizierungen, 
die nötig sind, um den beruflichen Ab-
schluss aus dem Ausland vollständig 
im Rahmen der Anerkennungsgesetze 
des Bundes und der Länder anerken-
nen zu lassen.

Ein Teil des Projekts untersucht erst-
malig mit den national repräsentativen 
Daten des Nationalen Bildungspanels 
(NEPS) historisch retrospektiv die ers-
ten Jahre des Aufenthalts von  Migrant/
innen, die zwischen Ende der 1960er 
und Mitte der 2000er Jahre in die Bun-
desrepublik gewandert und bis heute 
in der Bundesrepublik geblieben sind. 
Erste Ergebnisse zeigen, dass immer-
hin drei von zehn Zugewanderten in 
dieser Anfangsphase des Integrations-
prozesses zumindest einmal in Vollzeit 
bildungsaktiv waren, und wenn sie 
dies waren, dann im Schnitt zwei Jahre 
(Söhn 2016: 206). Dies ist erstaunlich 
angesichts der bisherigen Forschung, 
laut deren Befunden Zugewanderte in 
beruflicher Weiterbildung unterreprä-
sentiert sind (Öztürk 2011). Ziel des 
SOFI-Projekts ist es zu analysieren, 
welche individuellen und strukturellen 
Faktoren Einfluss darauf nehmen, dass 
Zugewanderte an Bildung partizipieren. 
Dazu soll die Relevanz von Faktoren 
wie z. B. Geschlecht, Zahl der Kinder im 
Haushalt, nationale Herkunft, rechtliche 
Migrationsumstände oder wirtschaft-
liche Konjunktur im Jahr der Ankunft 
untersucht werden.

Weitere Untersuchungsteile fokussieren 
speziell auf arbeitslose Zugewanderte, 
für die sich die Frage der Qualifizie-
rung mit besonderer Dringlichkeit stellt. 

Ebenfalls mit repräsentativen Daten soll 
hier analysiert werden, in welchem Aus-
maß und unter welchen Bedingungen 
die staatliche Arbeitsvermittlung dieser 
Gruppe überhaupt Qualifizierungsmaß-
nahmen anbietet und wer welche Ange-
bote tatsächlich wahrnimmt. 

Wie die institutionellen Rahmenbedin-
gungen von Bildungsteilhabe in der hier 
untersuchten Zeit ab Mitte der 2000er 
Jahre ausgestaltet sind und wie die hier 
beteiligten Akteure, z. B. das Jobcenter, 
Beratungsstellen oder die Bildungs-
institutionen selbst, als „Gatekeeper“ 
handeln, ist ein weiterer Schwerpunkt 
des Projekts. Hierzu werden Experten-
interviews und Dokumentenanalysen 
von Gesetzestexten, Verwaltungs-
richtlinien etc. durchgeführt. Diese so 
identifizierten institutionellen Hürden 
und Gelegenheiten gilt es zu berück-
sichtigen, wenn mit biografischen In-
terviews die subjektive Perspektive der 
Zugewanderten selbst ermittelt wird. 
Wie verarbeiten sie ihre gegenwärtigen 
Erfahrungen vor dem Hintergrund ihrer 
bisherigen Bildungsbiographie im Her-
kunftsland? Wie erleben sie ihren Weg 
hin zu einer Bildungsaktivität? Mittels 
dieser Kombination unterschiedlicher 
methodischer Herangehensweisen 
möchte das Projekt dazu beitragen, 
differenzierte Antworten auf die ge-
genwärtige Herausforderung zu finden, 

Abb. 1: Flüchtlingsberatungsstelle Bremen nach 1945 (links); wartende Flüchtlinge in Berlin 2015 (rechts)
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wie Zugewanderte durch Investition in 
eine berufliche Qualifizierung hierzu-
lande mittelfristig qualitativ nachhaltige 
Beschäftigung auf dem deutschen Ar-
beitsmarkt finden können.

Sozialrechtliche Einbettung: 
Migration und Rente

Während sich das im vorherigen Ab-
schnitt skizzierte Projekt auf den Beginn 
des Aufenthalts in Deutschland konzen-
triert, nimmt das zweite Forschungsvor-
haben den gesamten Lebensverlauf von 
Zugewanderten in Deutschland bis zum 
65. Lebensjahr in den Blick. Speziell geht 
es um die sozialrechtliche Einbettung 
der Erwerbsverläufe und die Ansprüche 
in der gesetzlichen Rentenversicherung, 
die Migrant/innen hierzulande erwerben. 
Wie bei „Einheimischen“ auch spiegelt 
die Höhe der Altersrente – die wichtigs-
te Einkommensquelle der Bevölkerung 
ab 65 – im Wesentlichen die Dauer der 
sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigung und die Höhe des hierbei erziel-
ten Einkommens wider. Die Altersrente 
ist eine Art „Bilanz des Erwerbslebens“, 
wie es vom deutschen Rentenrecht ge-
würdigt wird. Bekannt ist bereits, dass 
insbesondere Ausländerinnen zu 36% 
keinerlei Anspruch auf eine gesetzli-
che Altersrente haben und diese für 
nicht-deutsche Staatsangehörige deut-
lich niedriger als für Deutsche ausfällt 
(BMAS 2013: 23; Himmelreicher/Schef-
felmeier 2012: 17). Auch im Haushalts-
kontext ist das Risiko der Altersarmut in 
dieser Bevölkerungsgruppe besonders 
hoch.

Das Forschungsprojekt will hier diffe-
renzierter nachfragen und zunächst mit 
dem Mikrozensus analysieren, welche 
Gruppen unter den Zugewanderten ein 
besonders hohes Risiko tragen, keiner-
lei Rentenansprüche in Deutschland zu 
erwerben. Anzunehmen ist, dass die 
niedrigen deutschen Renten etwas da-
mit zu tun haben, dass Zugewanderte 
aufgrund der Migration erst in einem 
höheren Alter überhaupt erstmalig Sozi-
alversicherungsbeiträge einzahlen und 
somit nur wenig Zeit bleibt, um deut-
sche Rentenanwartschaften zu erlan-
gen. Zu vermuten ist ferner, dass dafür 
auch die geringe Höhe des Einkom-
mens, langfristige Arbeitslosigkeit so-
wie im Fall von Migrantinnen – ähnlich 

wie bei westdeutschen Müttern – lan-
ge Phasen der Nicht-Erwerbstätigkeit 
verantwortlich sind. Auf Basis der Da-
ten aus den Versichertenkonten der 
Deutschen Rentenversicherung sollen 
unterschiedliche Typen von Erwerbs-
verläufen ermittelt und mit der Renten-
höhe in Beziehung gesetzt werden. Hier 
schließen die Analysen an die Arbeiten 
von Janina Söhn im Rahmen des For-
schungsverbundes Sozioökonomi-
schen Berichterstattung (soeb 3) an. 
Schließlich fragt das Projekt danach, 
welche Migrantengruppen – die ökono-
misch besser oder schlechter gestell-
ten – davon profitieren, dass sie neben 
einer deutschen Rente eine Rente aus 
dem Ausland als zusätzliche Einkom-
mensquelle im Alter beziehen. Solche 
Renten (im Jahr 2012 bereits 454.500) 
beruhen auf bi- und multilateralen So-
zialversicherungsabkommen und sol-
len im Prinzip grenzüberschreitende 
Erwerbsverläufe, wie sie Zugewander-
te haben, rentenrechtlich in Rechnung 
stellen.

Insgesamt zielen beide Forschungspro-
jekte darauf ab, die Lebensläufe von 
Zugewanderten in Deutschland diffe-
renziert zu analysieren und hierbei das 
Wechselspiel mit dem institutionellen 
Kontext, d. h. den hiesigen Bildungsin-
stitutionen, Arbeitsmarktstrukturen und 
sozialrechtlichen Regulierungen, syste-
matisch einzubeziehen. Dabei gilt es, 
sowohl migrantenspezifische Einflüsse 
wie das Einreisealter oder den gewähr-
ten Rechtsstatus zu berücksichtigen, 
aber auch allgemeine soziale Einflüsse 
wie das Niveau der ersten Ausbildung 
zu beachten, die generell die Teilhabe-
chancen von Menschen erweitern oder 

Projekt „Grenzüberschreitende Bildungsverläufe: Selbst- und 
Fremdselektion beim Zugang Zugewanderter zu Bildung im 
Erwachsenenalter“
gefördert durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft
Leitung: Dr. Janina Söhn; Bearbeitung: Milena Prekodravac und Dr. Andrea 
Hense 

Projekt „Migration: Erwerbsverläufe und Rentensprüche 
von Migrant(inn)en bei der gesetzlichen Rentenversicherung 
Deutschlands“
gefördert durch das Forschungsnetzwerk Alterssicherung der Deutschen 
Rentenversicherung
Leitung: Prof. Dr. Jürgen Kädtler; Bearbeitung: Dr. Janina Söhn

einschränken. Beides ist wichtig, um in 
Zukunft besser als bislang ethnische 
Ungleichheiten hierzulande abzubauen.
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Flüchtlinge am Arbeitsmarkt

Kommunale Ansätze für die Teilhabe von 
Flüchtlingen
Kai Marquardsen, Doreen Müller*

Die flüchtlingspolitischen Ereignisse in 
Deutschland und Europa überschlagen 
sich: Das Thema prägt wie kein anderes 
seit Monaten das politische Tagesge-
schehen. Insbesondere die Kommunen 
sehen sich herausgefordert. Doch wel-
che Rolle spielt eigentlich die kommu-
nale Ebene beim Umgang mit diesen 
Herausforderungen? Gegenstand die-
ses Beitrags ist die Frage, über welche 
Gestaltungsspielräume Kommunen ver-
fügen, um Flüchtlingen soziale Teilhabe 
zu ermöglichen.

Soziale Teilhabe von 
Flüchtlingen

In den letzten zwei Jahrzehnten hat 
in Deutschland ein Wandel einwan-
derungspolitischer Leitbilder stattge-
funden: Einwanderung wird vor dem 
Hintergrund demografischen Wandels 
verstärkt als Mittel zur Sicherung des 
Wohlstandes betrachtet. Davon blieben 
Flüchtlinge lange Zeit ausgeklammert. 
Erst in jüngster Zeit wurden im Zuge der 
Debatte um den Fachkräftemangel ei-
nige rechtliche Hürden beim Zugang zu 
Arbeit und Ausbildung abgebaut. Den-
noch sind Flüchtlinge im System abge-
stufter Rechte (vgl. Mohr 2005; Söhn 
2011) weiterhin besonders positioniert: 
Unterschiedliche Aufenthaltsstatus und 
abgestufte soziale, ökonomische und 
politische Rechte prägen ihre Teilha-
bechancen entscheidend (vgl. Müller 
2010: 44ff; Scherschel 2014).

Für die soziale Teilhabe von Flüchtlin-
gen spielen Zugänge zum Arbeitsmarkt 
eine wichtige Rolle. Zugleich erschöpft 
sich soziale Teilhabe aber nicht dar-
in: Die Frage, was notwendig ist, um 
an der Gesellschaft teilzuhaben, lenkt 
den Blick über die Erwerbsarbeit hin-
aus auf weitere Bereiche wie die Teil-
habe an sozialen Nahbeziehungen, an 
bürgerlichen, politischen und sozialen 
Rechten sowie an Bildung und Kultur. 

Teilhabechancen ergeben sich erst im 
Zusammenwirken dieser Dimensio-
nen (vgl. Bartelheimer 2007: 10 f.). So 
kann ein unzureichender Zugang zum 
Arbeitsmarkt zu Teilhabebarrieren in 
anderen Bereichen führen. Umgekehrt 
können aber auch Einschränkungen in 
anderen Bereichen (z. B. Wohnen, Mo-
bilität) als hemmende Faktoren beim 
Arbeitsmarktzugang wirken.

Die Bedeutung der 
lokalen Ebene

Kommunale Gestaltungsspielräume 
werden nach Bommes (2009: 90) teils 
über- und teils unterschätzt: So sind 
Bedingungen lokal und regional nur 
begrenzt kontrollierbar, da sie immer 
auch national, europäisch oder global 
bestimmt sind. Grenzen kommunaler 
Gestaltung ergeben sich u. a. aus dem 
bundesweiten gesetzlichen Rahmen, 
der das Asylverfahren regelt, aus der 
Zuständigkeit des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) für 
die Entscheidung über Asylanträge 
(Asylverfahrensgesetz), aus den leis-
tungsrechtlichen Rahmenbedingungen 
für Flüchtlinge (Asylbewerberleistungs-
gesetz) sowie aus den Möglichkeiten 
der Aufenthaltsverfestigung (Aufent-
haltsgesetz). Die Zuständigkeiten für 
die Aufnahme, Unterbringung und Ge-
währung von Leistungen hat der Bund 
an die Länder delegiert, die diese aber 
in der Regel an die Kommunen weiter-
geben. Die Länder können wiederum 
durch integrationspolitische Vorgaben 
und Erlasse in die Kommunen hinein-
wirken. Zudem obliegt den Ländern die 
Fachaufsicht über die Ausländerbehör-
den.

Trotz allem verfügen die Kommunen 
über Spielräume bei der Gestaltung 
von Teilhabechancen für Flüchtlinge. Es 
lassen sich drei Felder unterscheiden, 
in denen Teilhabechancen – hier am 

Beispiel des Arbeitsmarktes – im kom-
munalen Kontext durch Moderation (1) 
oder durch Steuerung (2, 3) beeinflusst 
werden: 

1. Moderation und Netzwerke: Städte 
und Gemeinden können ihr Modera-
tionspotenzial einsetzen (vgl. Gese-
mann/Roth 2009: 22). So können sie 
sich z. B. aktiv in lokale Netzwerke 
einbringen, mit Akteuren außerhalb 
der Verwaltung zusammenarbeiten 
und/oder diese in beratender Funk-
tion in die Ausgestaltung kommuna-
ler Integrationspolitik einbeziehen. 
Das können Akteure der regionalen 
Wirtschaft, aber auch Kirchen, Be-
ratungsstellen, Jobcenter, ehren-
amtliche Unterstützer/innen oder 
Flüchtlingsselbstorganisationen 
sein.

2. Förderung von Unterstützungsange-
boten: Im kommunalen Kontext kön-
nen eigene kommunale Mittel, Mittel 
aus EU-Programmen, Landesmittel 
oder Bundesmittel eingesetzt wer-
den, um Teilhabe für Flüchtlinge am 
Arbeitsmarkt zu erreichen. Daraus 
können z. B. Beratungsangebote 
sowie Sprachkurse für Asylbewer-
ber/innen oder Geduldete gefördert 
werden, die keinen Anspruch auf 
Teilnahme an einem aus Bundes-
mitteln finanzierten Integrationskurs 
haben.

3. Ausrichtung und Zusammenarbeit 
zuständiger Stellen innerhalb der 
Verwaltung: Einfluss auf Teilhabe-
chancen hat auch die Frage, nach 
welchem Selbstverständnis die 
zuständigen kommunalen Stellen 
arbeiten und wie sie ggf. miteinan-
der kooperieren. Von besonderer 
Bedeutung sind hier die Auslän-
derbehörden, die Beschäftigungs-
erlaubnisse oder -verbote erteilen. 
Darüber hinaus wird der Zugang 
zum Arbeitsmarkt durch die Unter-
bringung und den Umgang mit Um-
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zugswünschen beeinflusst. Schließ-
lich können Kommunen im Rahmen 
ihrer Wirtschaftsförderpolitik eigene 
Akzente zu setzen.

Es ist davon auszugehen, dass Kom-
munen ihren Gestaltungsspielraum oft 
nicht systematisch nutzen. Vielfach do-
miniere „reaktives Improvisieren bzw. 
‚Gewurstel‘ anstelle strategischer Ori-
entierung und Steuerung der interkultu-
rellen Arbeit.“ (Krummacher 2011: 196) 
Angesichts erhöhter Flüchtlingszahlen 
stehen Kommunen aber vor der Aufga-
be, neue Perspektiven der Moderation 
und Steuerung zu entwickeln, mit de-
nen sie soziale Teilhabe von Flüchtlin-
gen aktiv mitgestalten. Um die Frage 
zu beantworten, welche unterschied-
lichen Strategien sich im kommunalen 
Kontext finden und wie kommunale 
Politik Teilhabechancen für Flüchtlinge 
tatsächlich beeinflusst, bedarf es drin-
gend weiterer empirischer Forschung.

Neben externen Einflussfaktoren ist 
dabei das Handeln und Zusammen-
spiel einer Vielzahl von Akteuren aus 
Kommunalpolitik, Verwaltung, lokaler 
Wirtschaft und lokalen Unterstützungs-
strukturen für Flüchtlinge zu berücksich-
tigen. Politische Kräfteverhältnisse, Ver-
waltungstraditionen und das Handeln 
von Führungs- und Verwaltungskräften 
können variieren und Auswirkungen 
auf soziale Teilhabechancen haben. 
Nicht zuletzt gilt es, Geflüchtete selbst 
als Akteure ernst zu nehmen: Sie sind 

nicht nur Objekt politischer Steuerung, 
sondern fordern diese durch eigensin-
nige Praxen heraus (Benz/ Schwenken 
2005). Die Perspektiven von Geflüchte-
ten sollten daher integraler Bestandteil 
zukünftiger Forschung sein.
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Fünf Thesen

Lokale Demokratie in Zeiten demografischer 
Konflikte
Berthold Vogel

Die folgenden Thesen beziehen sich auf 
eine Reihe von Gutachten, die in 2015 
für die Friedrich-Ebert-Stiftung erstellt 
wurden. Die dort formulierten Perspek-
tiven plädieren für eine demokratische 
Demografiepolitik, die die Gestaltbar-
keit demografischer Veränderungen 

hervorhebt.  Eine besondere Rolle spielt 
hierbei die Stabilisierung der Daseins-
vorsorge und das Plädoyer, am Ziel 
gleichwertiger Lebensverhältnisse fest-
zuhalten. Kohäsion und nicht soziale 
Spaltung muss das Ziel der Gestaltung 
des demografischen Wandels sein.  Die 

Gutachten wurden gemeinsam mit dem 
Juristen Prof. Dr. Jens Kersten von der 
Ludwig-Maximilians-Universität Mün-
chen und der Demografieforscherin 
Prof. Dr. Claudia Neu von der Hoch-
schule Niederrhein erarbeitet und vor-
gelegt1.
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Erste These:  Die demografische 
Entwicklung fordert die Demokra-
tie nicht als formales, sondern als 
politisches Verfahren der sozialen, 
wirtschaftlichen und kulturellen 
Konfliktbewältigung heraus. 

Die lokale Demokratie sieht sich mit 
einer Reihe demografisch provozierter 
Konflikte konfrontiert. Die Alterung pro-
voziert Generationenkonflikte, denn das 
Verhältnis zwischen den Generationen 
verändert sich, wenn in den Kleinstäd-
ten Brandenburgs oder in den Dör-
fern des Solling die Alten zur Mehrheit 
werden, zugleich die Zahl der Hoch-
betagten kontinuierlich wächst, und 
schließlich die 30- bis 50-Jährigen nur 
noch als Pendler/innen oder Wochen-
endbesucher/innen am sozialen Leben 
vor Ort teilnehmen. Die Schrumpfung, 
aber auch das selektive Wachstum 
insbesondere ländlicher Räume provo-
ziert Verteilungskonflikte. Die Beziehung 
zwischen schrumpfenden und wach-
senden Dörfern oder Kleinstädten ver-
ändert sich. Die Fragen, wer erhält was 
und wer muss welche Lasten tragen 
oder Veränderungen ertragen, bestim-
men die (lokal-)politische Agenda. Die 
Migration beziehungsweise Zuwande-
rung provoziert Integrationskonflikte: 
Welche Zuwanderer erhalten welche 
Ressourcen und Rechte? Welchen Zu-
wanderern sind welche Leistungen und 
Verpflichtungen abzufordern? Alle die-
se Fragen stellen die lokale Demokratie 
vor neue Herausforderungen und for-
dern sie als ein spezifisches politisches 
Verfahren der Bewirtschaftung sozialer 
Konflikte heraus.

Zweite These: Alterung, Wegzug, 
periodische Abwesenheit – die Le-
bensformen, Wohlfahrtsbedingun-
gen und Milieus vor Ort gewinnen 
eine neue Gestalt. 

Der Bevölkerungsrückgang verändert 
das soziale Leben in ländlichen Räumen 
und Kleinstädten. Denn mit der Einwoh-
nerzahl sinkt der Infrastrukturbedarf und 
mit dem Rückbau sozialer und techni-
scher Infrastrukturen gehen Schulen, 
Arztpraxen, Verwaltungsstellen und lo-
kale Versorgungseinrichtungen verloren. 
Diese Kette setzt sich fort, denn mit den 
Infrastrukturen verschwinden Milieus 
und Berufsgruppen (die Lehrerschaft, 

Ärzte, Verwaltungsangestellte, Techni-
ker etc.) und mit dem Verlust öffentlicher 
Güter, Institutionen und Infrastrukturen 
ordnet sich die lokale Mitte neu. Die Trä-
gergruppen sozialen und kommunalen 
Engagements verlieren an Stärke und 
Präsenz.  Der Nachwuchs in den Verei-
nen fehlt, die Aktiven sind nun die Alten; 
diejenigen, die im besten Alter sind, um 
als Chorleiter/in, Trainer/in, Vereinsvor-
sitzende zu wirken, sind Pendler/innen 
oder Wochenendbewohner/innen. Re-
krutiert sich aus den Migrant/innen ein 
neuer Mittelstand? Wohl nur in langfris-
tiger Perspektive. Die Voraussetzung 
wäre zumindest, dass sich Zuwander/
innen in relevantem Maße im ländlichen 
und kleinstädtischen Raum niederlas-
sen. Doch auch die Migrant/innen be-
vorzugen urbane Ballungsräume, denn 
dort finden sie Arbeit und vor allen Din-
gen soziale Netzwerke; durch Verwand-
te, die schon seit vielen Jahren vor Ort 
leben, aber auch durch Hilfseinrichtun-
gen, die als Anlaufstellen zum Beispiel 
bei der Arbeitsplatzsuche dienen kön-
nen.

Dritte These: Die Stabilisierung der 
Infrastruktur und die Sicherung 
sozialen Zusammenhalts sind die 
Voraussetzung, den demografi-
schen Provokationen produktiv zu 
begegnen. 

Ein bis heute beschrittener Weg, den 
demografischen Provokationen zu 
begegnen, ist die Praxis des „Zentra-
le-Orte-Konzepts“ (Ober-, Mittel- und 
Unterzentren), das die sozialräumliche 
Entwicklung in den vergangenen Jahr-
zehnten geprägt hat. Das heißt: Funkti-
onales und strukturbezogenes Denken 
des sozialen Zusammenhalts. Es geht 
um Leuchttürme, Modellprojekte und 
Leitbilder! Regionalentwicklung findet 
von oben nach unten statt bzw. vom 
Zentrum in die Peripherie. Im Zentrum 
werden die Konzepte und Strategien 
entwickelt, die dann in peripheren Räu-
men zur Anwendung kommen. Unter-
stellt wird hierbei eine symmetrische 
soziale Raumentwicklung, die tatsäch-
lich auch über viele Jahrzehnte die so-
zialräumliche Wirklichkeit abgebildet 
hat. Doch in einer mittlerweile asym-
metrisch wachsenden und schrump-
fenden Gesellschaft wird Symmetrie 
zum Problem. Für die Bürger/innen, 

für alle die, die politisch gestalten wol-
len. Das Konzept der „Zentralen-Orte“, 
das lokale Demokratie von groß nach 
klein denkt, muss abgelöst werden 
durch ein Konzept der „Sozialen Orte“ 
oder der „Kohärenzorte“, in dem in der 
Bereitstellung öffentlicher Güter und 
Infrastrukturen staatliche/kommunale 
Einrichtungen, private Unternehmen 
und zivilgesellschaftliches Engagement 
zusammen wirken. Das bedeutet auch: 
Abschied von „zentralistischen Leit-
bildern“. Denn ein Oberzentrum muss 
nicht zwangsläufig den Takt vorgeben 
und der „Leuchtturm“ sein; ein Unter-
zentrum muss nicht der Ort sein, in dem 
nur noch ein Dorfladen existieren darf. 
Die Entwicklung demokratischer und 
kohäsiver Strukturen vor Ort findet an 
einer Vielzahl von Orten statt. So kön-
nen in kleinen Dörfern soziale, kohäsi-
ve und integrative Ideen entstehen, die 
auch für Stadtquartiere handlungslei-
tend sein können. Auf diese Weise geht 
es in stärkerem Maße als bisher um eine 
politische und raumordnungsbezogene 
Akzeptanz der Unähnlichkeit. Unähn-
lichkeit heißt dann nicht nur, die Diffe-
renzen zwischen Dörfern, Kleinstädten, 
Nachbarschaften in der Großstadt zu 
akzeptieren, sondern zu versuchen, sie 
produktiv zu nutzen.

Vierte These: Lokale Demokratie 
benötigt leistungsfähige Akteure 
und engagiertes Personal. 

Für die Entwicklung lokaler und kom-
munaler Demokratie ist es wichtig, den 
Akteuren vor Ort gesellschaftspoliti-
sche Aufmerksamkeit zu schenken. Ihre 
Handlungsfähigkeit, ihre Potenziale und 
ihre Energien müssen sichtbar sein. Sie 
müssen aber auch auf öffentliche Inf-
rastrukturen zugreifen können, die ihre 
Aktivitäten stärken. Regionale Vernet-
zung und Kooperation fördert asym-
metrische und horizontale Ressourcen. 
Kleinräumige Versorgungsgemein-
schaften und die Praxis des sorgen-
den Gemeinwesens stabilisieren lokale 
Gesellschaften. Doch so sehr wir auch 
Versorgungsgemeinschaften positiv 
hervorheben – lokales, gemeinwesen-
orientiertes Engagement braucht mehr 
als nur guten Willen. Denn das Engage-
ment der Bürger/innen lebt von einem 
stabilen öffentlichen Sektor und von 
einem vitalen Mittelstand. Engagement 
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setzt soziale Sicherheit und berufliche 
Verbindlichkeit voraus. Öffentliche Ins-
titutionen und lokales Wirtschaften bie-
ten die Voraussetzungen für „resiliente“ 
Sozial- und Infrastrukturen.

Fünfte These: Resilienz ist ein mo-
discher Begriff, aber er verdeut-
licht, dass lokale Demokratie in 
Zeiten demografischen Wandels 
ein voraussetzungsvolles Unter-
fangen ist.

In der Debatte um die Entwicklung 
ländlicher und kleinstädtischer Räume 
ist der Begriff der Resilienz in Mode 
gekommen. Wie wir das auch immer 
bewerten mögen – der Begriff Resilienz 
macht auf strukturelle und personel-
le Voraussetzungen aufmerksam, die 
für die Entwicklung und die Stabilisie-
rung vitaler (und damit resilienter) de-
mokratischer Verhältnisse notwendig 

und wichtig sind. Lokale Demokratie 
braucht einen stabilen Rahmen öffent-
lichen Handelns – sie benötigt eine 
arbeitsfähige Staatlichkeit! Der Rück-
zug des Staats, der Abzug öffentlicher 
Güter und der Wegzug lokalen Verwal-
tungspersonals schwächen demokrati-
sche Strukturen vor Ort. Die Sicherung 
demokratischer Strukturen ist voraus-
setzungsvoll. So ziehen in die Lücken, 
die der Abzug öffentlicher Aktivitäten 
und Güter reißt, nicht selten politische 
Bewegungen ein, die selektive und ex-
klusive Gemeinschaftsvorstellungen 
pflegen. Lokale Demokratie funktioniert 
nur über Personen, deren Handlungs-
potenziale öffentlich gestützt werden. 
Es braucht engagierte Bürger/innen in 
Verein und Genossenschaft, aber auch 
in Amt und Behörde. Und: Lokale De-
mokratie muss asymmetrische und un-
gleichzeitige Entwicklungen bearbeiten 
können. Sie zielt auf Integration und 

Kohäsion und nicht auf Ausschluss und 
Privilegierung. Der Begriff der Resilienz 
verweist damit auch auf die Verwund-
barkeit der Demokratie als Lebensform, 
aber auch als Ort der produktiven Aus-
einandersetzung mit sozialen und poli-
tischen Konflikten.

Anmerkungen

1 Kersten, Jens; Neu, Claudia; Vogel, 
Berthold: Der Wert gleicher Lebens-
verhältnisse. „gute gesellschaft – sozi-
ale demokratie“, Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Bonn 2015; Diess.: Regionale 
Daseinsvorsorge: Begriff, Indikatoren, 
Gemeinschaftsaufgabe WISO Dis-
kurs, Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn 
2015; Diess.: Wettbewerb der Ideen 
in den Regionen WISO Diskurs, Fried-
rich-Ebert-Stiftung, Bonn 2015.

SOFI-Tagung „Work in Progress V“ 2016 in Kooperation mit dem 
Amt für regionale Landesentwicklung Braunschweig / Projektbüro 
„Südniedersachsen“

Demografische Provokationen. Neue Anforderungen 
an den gesellschaftlichen Zusammenhalt
Berthold Vogel

Die demografische Entwicklung fordert 
Gesellschaften heraus. Sie provoziert 
die Integrationsfähigkeit wie auch die 
Kohäsionskraft einer alternden Gesell-
schaft, in der sich Landstriche oder Dör-
fer lichten und ihre Mitte verlieren, und 
in der Betriebe um ihren Arbeitskräf-
tenachwuchs kämpfen müssen. Doch 
wie eindeutig ist diese Entwicklung? 
Sehen wir nicht auch neue, erhebliche 
und anhaltende Zuwanderung? Jeden-
falls kommt viel Wandel und soziale Dy-
namik ins Spiel, wenn demografische 
Fragen auf der Tagesordnung stehen. 
Die Entwicklungsrichtung der aktuellen 
demografischen Prozesse ist nicht klar 
erkennbar. Prognosen fallen schwer. 
Wir müssen weder die Vergreisung der 
Gesellschaft fürchten, noch dürfen wir 

davon ausgehen, dass vermehrte Zu-
wanderung zu einer demografischen 
Trendumkehr führen wird. Was also 
dann? 

Die fünfte Jahrestagung des SOFI greift 
diese Provokationen und Irritationen 
auf und setzt sich mit Fragen der De-
mografie und Integration auseinander. 
Sie sind in diesem Jahr die zentralen 
wissenschaftlichen und gesellschafts-
diagnostischen Orientierungspunkte. 
Die Jahrestagung nimmt die demogra-
fische Entwicklung und soziale Kohäsi-
onsfähigkeit in zweierlei Hinsicht in den 
Blick. Zum einen thematisiert sie Orte 
demografischen Wandels und integra-
tiver Leistungen: Es geht um Betriebe, 
Arbeitsmärkte, Bildungsinstitutionen 

und Einrichtungen lokaler Daseinsvor-
sorge. Zum anderen konzentriert sich 
die Tagung auf eine Region: Südnie-
dersachsen. Diese Region steht exem-
plarisch für die Folgen demografischer 
Veränderung. In Osterode am Harz fin-
den wir die bundesdurchschnittlich äl-
teste Wohnbevölkerung, die Dörfer im 
Solling und an der Weser schrumpfen 
schon seit Jahren. Arbeitsplätze im lo-
kalen Umfeld sind Mangelware, Immo-
bilien verlieren nachhaltig an Wert und 
die jungen Leute suchen ihre Zukunft 
oft außerhalb der Region. Zugleich re-
präsentiert Göttingen ein starkes und 
attraktives Oberzentrum mit einer im 
interregionalen Vergleich sehr jungen 
Bevölkerung. Dementsprechend un-
gleich stellt sich in der Region auch 
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die Situation für Bildungseinrichtun-
gen und Betriebe dar. Rekrutierungs-
probleme stehen neben wachsender 
Nachfrage, der Wegzug qualifizierter 
Arbeitskräfte kontrastiert mit einem 
lokalen Überangebot an sehr gut Aus-
gebildeten, häufig mit akademischen 
Zertifikaten. Es fällt daher schwer, die 
demografische Entwicklung Südnie-
dersachsens auf einen Punkt zu brin-
gen. Auch demografiepolitisch ist Süd-
niedersachsen ein interessanter, ja oft 
innovativer Ort, an dem in Kooperation 
mit Kommunen und Dorfbürgermeis-
tern, mit Universität und Handwerk, 
mit Wohlfahrtsverbänden und Regio-
nalplanern neue Konzepte entwickelt 
werden, um demografische Verän-
derungen zu gestalten. Die Gesund-
heitsregion Göttingen ist ein Beispiel, 
die Entwicklung der Dorfmoderation 
zwischen Harz und Weser ein anderes. 
Um diese unterschiedlichen Aktivitäten 
zur Gestaltung demografischer Pro-
zesse aufzugreifen und sie mit wissen-
schaftlicher Forschung zusammen zu 
bringen, wird die SOFI-Jahrestagung 
„Work in Progress“ in diesem Jahr in 
Kooperation mit dem Amt für regiona-
le Landesentwicklung Braunschweig / 
Projektbüro „Südniedersachsen“ in 
Göttingen durchgeführt. 

Die wissenschaftlichen Erkenntnis-
se eingeladener Expert/innen und 
insbesondere die Befunde aus der 
SOFI-Forschung zu den Folgen des 
demografischen Wandels im betrieb-
lichen oder lokalen Kontext stehen im 
Mittelpunkt. Doch die Erfahrungen aus 
Praxis und Politik, aus Verbänden und 
Unternehmen kommen nicht zu kurz. 
Forschungsergebnisse treten in Korre-
spondenz mit regionalen Erfahrungen 
und gesellschaftspolitischer Praxis. 

Vier Panelveranstaltungen bilden das 
Grundgerüst der Jahrestagung: Im 
ersten Panel steht die betriebliche 
Arbeitswelt im Vordergrund. Die Ar-
beits- und Personalpolitik muss auf 
neue demografische Herausforderun-
gen reagieren. Wie handeln Betriebe 
im Spannungsfeld von Alterung und 
Zuwanderung? Die Integrationsfähig-
keit der Erwerbsarbeit steht vor neuen 
Bewährungsproben. Das zweite Panel 
nimmt ebenfalls aktuelle Entwicklun-
gen auf und hinterfragt zugleich die 

Selbstverständlichkeiten der demo-
grafiepolitischen Debatte. Welche Ef-
fekte hat Zuwanderung? Welche Sze-
narien der Bevölkerungsentwicklung 
sind plausibel? Wie wird Migration im 
lokalen und regionalen Kontext erfah-
ren? Das dritte Panel widmet sich der 
beruflichen Aus- und Weiterbildung, 
die sich als zentraler Integrations-
ort der Gesellschaft in besonderem 
Maße durch Alterung, Abwanderung 
und Migration herausgefordert sieht. 
Das Bildungssystem, seine Schulen 
und Einrichtungen, aber auch seine 
Akteure und Nutzer verändern sich – 
hinsichtlich der sozialen Herkunft, der 
Biographien und der Integrations-Er-
wartungen an Bildung. Im vierten 
Panel geht es um Fragen der lokalen 
Demokratie und ihrer Infrastrukturen. 
Die demografische Dynamik lässt sich 
in besonderer Weise in Kleinstadt und 
Dorf nachvollziehen. Die Herausfor-
derungen liegen auf der Hand: Wel-
che öffentlichen Güter und welche 
Art der Daseinsvorsorge braucht es, 
wenn sich ländliche Räume lichten? 
Oder wie attraktiv müssen soziale In-
frastrukturen vor Ort sein, damit die 
Leute bleiben und neue integrative 
soziale Effekte entstehen? Auch in 
diesem vierten Panel kommen wissen-
schaftliche Expert/innen mit Praktiker/
innen und politisch Verantwortlichen 
ins Gespräch. Eine Diskussionsrunde 
mit Beteiligung der niedersächsischen 
Staatskanzlei wird abschließend wis-
senschaftliche Befunde und politi-
schen Handlungsbedarf zusammen 
führen.

Die in Kooperation mit dem Amt 
für regionale Landesentwicklung 
Braunschweig und dem Projektbüro 
„Südniedersachsen“ veranstaltete 
SOFI-Tagung „Work in Progress  V“ 
findet am 19.–20.09.2016 im Alfred-
Hessel-Saal (Historisches Gebäude 
der SUB Göttingen), Papendiek 14 in 
37073 Göttingen statt. Es werden kei-
ne Tagungsgebühren erhoben.

Das Tagungsprogramm können Sie 
auf der SOFI-Webseite einsehen. 

Anmeldungen bis zum 09.09.2016 bit-
te per E-Mail an Erika Beller: erika.
beller@sofi.uni-goettingen.de
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Bagel, https://www.flickr.com/
photos/debagel/25856960823; S. 30: 
privat.

Die Mitteilungen aus dem SOFI sind 
auf der Website des SOFI (www.
sofi.uni-goettingen.de) als PDF-
Download erhältlich und können 
online abonniert werden. Archiv 
der Mitteilungen www. sofi.uni-
goettingen.de/index.php?id=779.
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Dass Banken gefährdet sein und dann 
auch für die allgemeine wirtschaftliche 
Entwicklung gefährlich werden kön-
nen, ist in der bundesdeutschen Nach-
kriegsgesellschaft spätestens mit der 
Pleite der Herstatt-Bank im Jahr 1974 
einem breiteren Publikum vor Augen 
geführt worden. Aber die Themen und 
Gefährdungseinschätzungen wechseln 
im Zeit ablauf. So dominierte bis in die 
1990er Jahre die öffentliche Kritik an 
der Macht der Banken. Sinnbild hierfür 
war die Deutsche Bank; sie war zu-
gleich Hausbank und wichtiger Aktionär 
der deutschen Großunternehmen, ver-
einigte viele Aufsichtsratsmandate auf 
sich, oft auch den Vorsitz, und verwal-
tete die Stimmrechte des breiten Publi-
kums als Depotbank. Als die Deutsche 
Bank sich dann aus der „Deutschland 
AG“ zurückzog, um ein großer Mitspie-
ler im Invest mentbanking zu werden, 
stellte man plötzlich fest, dass nun 
auch Schutzfunktionen für die deut-
sche Industrie auf globaler werdenden 
Aktienmärkten wegfielen, in denen es 
nun an „geduldigem Kapital“ mangel-
te. Spätestens mit der Weltfinanzkrise 
2007–2009 drehte sich die Wahrneh-
mung erneut, denn nun waren es die 
global agierenden Invest mentbanken, 
darunter die Deutsche Bank, die für 
die weltweite Verbreitung von Hochrisi-
kopapieren gesorgt hatten, von denen 
einige auch bei öffentlichen Landes-
banken (z. B. WestLB) und biederen Mit-
telstandsbanken (IKB) in Deutschland 
gelandet waren. Die Deutsche Bank lei-
det bis heute unter illegalen Geschäfts-
praktiken aus den Zeiten der Boni-ge-
triebenen Finanzgeschäfte. Aber die 
Weltfinanzkrise führte auch vor Augen, 
dass das dreigliedrige Bankensystem 
in Deutschland mit seinen Sparkassen 
und Genossenschaftsbanken weniger 
von der Krise erfasst wurde und die Kri-
senfolgen besser bekämpfen konnte. 
Seither steht mit großem Nachdruck die 

Frage wieder auf der Tagessordnung: 
Was sollen Banken eigentlich tun? Was 
sind gesellschaftlich und wirtschaftlich 
sinnvolle und erforderliche Funktionen 
von Banken und wie sollten sie erbracht 
werden? Welche für Wirtschaft und Ge-
sellschaft schädlichen Geschäfte sollen 
möglichst verhindert werden bzw. wie 
müssen Banken so reguliert werden, 
dass sie das Finanz- und Wirtschafts-
system nicht wieder in ähnlicher Weise 
wie in den Jahren 2008 und folgende 
gefährden können?

Diesen Fragen stellt sich insgesamt 
das vom BMBF ausgeschriebene För-
derprogramm „Finanzsystem und Ge-
sellschaft“ und speziell das vom SOFI 
mit Partnern (siehe Kasten) bearbeitete 
Forschungsprojekt „Was sollen Banken 
tun?“.

Das Projekt verfolgt eine doppelte Ziel-
setzung:
1. Zum einen soll die Entwicklung von 

Rationalitäts- und Legitimitätsvor-
stellungen rekonstruiert werden, 

mit denen sich Banken und das 
Bankensystem in Deutschland von 
Seiten der allgemeinen politischen 
oder Laienöffentlichkeit (Nell-Breun-
ing-Institut), der Fachöffentlichkeit 
der Finanzregulatoren (Hochschule 
Darmstadt) und im Rahmen der Bu-
siness Community (SOFI) konfron-
tiert sehen (Öffentlichkeitsanalysen).

2. Zum andern soll analysiert werden, 
wie die betreffenden Erwartungen 
auf der Ebene von Bank- und Kre-
ditunternehmen praktisch wirksam 
werden (SOFI). Diese Organisati-
onsanalysen berücksichtigen un-
terschiedliche Eigentums- bzw. 
Governancestrukturen von Banken 
(Privat- versus öffentliche Banken), 
die bei der spezifischen Bezugnah-
me auf externe Erwartungen eine 
Rolle spielen dürften. 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsanalyse 
der Business Community der Banker, 
für die das SOFI federführend ist, wer-
den auf der Grundlage von Dokumenten 
und Medienanalysen und ergänzenden 

 Forschungsprojekt „Was sollen Banken tun? Zur Bedeutung von 
Rationalität und Legitimität im Bankensystem“

Nach der Finanzkrise stellt sich die Frage erst 
recht: Was sollen Banken tun?
Michael Faust
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Expertengesprächen folgende For-
schungsfragen bearbeitet:

 – Welche Geschäftsprinzipien wer-
den artikuliert und propagiert? Mit 
welchem Gewicht gehen einzel-
wirtschaftliche Zielsetzungen und 
unterstellte gesellschaftliche Er-
wartungen und Funktionszuschrei-
bungen in die Formulierung dieser 
Prinzipien ein?

 – Welche Zielgrößen und Erfolgsmaß-
stäbe werden als maßgeblich für 
Banken und Kreditinstitute identifi-
ziert und propagiert? Welche wer-
den als überholt bzw. unzeitgemäß 
kritisiert?

 – Welche Märkte und welche Pro-
dukte und Produktlinien werden als 
zentral für das Bankgeschäft iden-
tifiziert?

 – Welche beruflichen Rollenvorbilder 
bzw. Tugenden von Bankmitarbei-
tern werden betont bzw. propagiert?

Die im SOFI-Teilprojekt geplanten ex-
emplarischen Organisationsanalysen 
fragen danach, wie die Leitvorstellungen 
in der Business Community in Bezug 
auf Geschäftspolitik und strategische 
Ausrichtung von privaten Banken und 
Sparkassen sowie auf organisatorische 
Strukturen und berufliche Profile aufge-
griffen, spezifiziert, modifiziert oder ggf. 
auch ignoriert oder zurückgewiesen 
werden. Besondere Beachtung kommt 
hierbei der Frage nach Arbeitsorientie-
rungen und dem Arbeitshandeln von 
Bankbeschäftigten zu. Denn was aus 

einer Unternehmensstrategie oder ei-
nem Geschäftsmodell tatsächlich wird, 
entscheidet sich letztlich daran, wie sie 
in dieses Arbeitshandeln eingehen. Von 
Seiten der Organisation werden dazu 
regelbasierte Verfahren und Instrumente 

der Verhaltenssteuerung implementiert, 
insbesondere Kontroll-, Anreiz- und 
Sanktionssysteme und -verfahren, die 
technisch oder über personelle Interak-
tion vermittelt sein können. Von Seiten 
der Beschäftigten werden neben den 
im Verlauf beruflicher Sozialisation er-
worbenen Leitbilder, Rationalitäts- und 
Legitimitätsvorstellungen erfahrungsba-
sierte Annahmen darüber eingebracht, 
was in bestimmten Situationen in der 
betreffenden Organisation de facto als 
richtiges Verhalten gilt. In dem Maße, in 
dem es bei der Produkterstellung auf ei-
genständiges Arbeitshandeln ankommt, 
hängt das Gelingen vom Zusammen-
spiel dieser beiden Ebenen ab. Wie 
diese unterschiedlichen Handlungsori-
entierungen und -zwänge aufeinander 
treffen und ausgehandelt werden, soll 
für zentrale banktypische Handlungs-
felder (Privatkundenbetreuung, Kredit-
vergabe an Geschäftskunden) im Ban-
kengruppenvergleich auf der Grundlage 
exemplarischer qualitativer Fallstudien 
analysiert werden. 

Forschungsprojekt „Was sollen Banken tun? Zur 
Bedeutung von Rationalität und Legitimität im 
Bankensystem“

Gefördert durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung im Pro-
gramm „Finanzsystem und Gesellschaft; Bedeutungs- und Funktionswandel 
des Finanzsystems sowie Implikationen für die Entstehung, Überwindung und 
Vermeidung von Finanzkrisen“. 

Das Forschungsprojekt ist ein Verbundprojekt aus drei Teilprojekten, welches 
durch das Soziologische Forschungsinstitut Göttingen (SOFI) koordiniert wird. 
Prof. Dr. Jürgen Kädtler ist Leiter des Gesamtprojekts, PD Dr. Michael Faust 
bearbeitet das SOFI-Teilprojekt. 

Laufzeit: 3 Jahre, Beginn: April 2015 

Weitere Kooperationspartner mit eigenen Teilaufgaben sind: 

 – Prof. Dr. Bernhard Emunds, Oswald von Nell-Breuning-Institut für Wirt-
schafts- und Gesellschaftsethik der Phil.-Theol. Hochschule Sankt Geor-
gen: Analyse der allgemein politischen bzw. Laienöffentlichkeit 

 – Prof. Dr. Ulrich Klueh, Hochschule Darmstadt: Analyse der Fachöffentlich-
keit der Finanzregulatoren.

SOFI Soziologisches Forschungsinstitut Göttingen 
an der Georg-August-Universität
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Neues soeb-Working-Paper

Wie viel „Finanz markt kapitalismus“ gibt es in Deutschland? 
Indikatoren der Kontroll-Finanzialisierung von 1990 bis heute

Michael Faust, Lukas Thamm

Ein zentrales Element einer sozioöko-
nomischen Formation ist, wem die Un-
ternehmen gehören, wie und von wem 
die Unternehmensleitung beaufsichtigt 
wird und wie verschiedene Anspruchs-
gruppen auf die Unternehmenspoli-
tik Einfluss nehmen können. Seit den 
1990er Jahren wird die Finanzialisierung 
des Unternehmens bzw. die Herausbil-
dung eines „Finanzmarktkapitalismus“, 
in dem börsennotierte Unternehmen in 
institutionellem Streubesitz dominieren 
(Kontrollfinanzialisierung), als Tendenz 
des sozioökonomischen Wandels disku-
tiert. Diese wird als Abkehr vom „organi-
sierten Kapitalismus“ der Nachkriegsfor-
mation interpretiert, die womöglich mit 
Wachstums- und Innovationsschwäche 
und verschlechterten Teilhabechancen 
einhergeht. Wie auch immer diese Ef-
fekte und ihre Verursachung zu beur-
teilen sind, schon der Grad der Verbrei-
tung der Finanzialisierung ist allerdings 

strittig. Das vorliegende Working Paper 
prüft daher anhand zentraler Indikatoren 
der Kontroll-Finanzialisierung für den 
Zeitraum von 1990 bis heute, inwieweit 
sich die Finanzmarktkapitalismus-Kons-
tellation überhaupt durchgesetzt hat. Die 
Entwicklung der Börsennotierung von 
Unternehmen ebenso wie die im interna-
tionalen Vergleich schwach ausgeprägte 
Börsenkapitalisierung zeigen eine be-
grenzte und nicht fortschreitende Kont-
roll-Finanzialisierung an. Die sprichwört-
liche Auflösung der Deutschland AG, 
visualisiert über die Kapitalverflechtun-
gen innerhalb des Kreises der 100 größ-
ten Unternehmen Deutschlands, stellt 
ein wichtiges Desorganisationsphäno-
men dar, ist aber aus verschiedenen 
Gründen ein unzureichender und irrefüh-
render Indikator für die Finanzialisierung 
der Unternehmenslandschaft. Die Ana-
lyse der Eigentumsstrukturen börsen-
notierter Unternehmen zeigt schließlich, 

dass die Konzentration des Eigentums 
im Zeitverlauf zwar abnimmt, aber noch 
immer (2014) 58 Prozent der börsenno-
tierten Unternehmen durch „geduldiges 
Kapital“ in Form eines Ankerinvestoren 
mit Sperrminorität gekennzeichnet sind, 
wobei Familien und Gründer eine wich-
tige Rolle spielen. In der Gesamtschau 
verschiedener Dimensionen der Finanzi-
alisierung (strukturell, institutionell, kog-
nitiv-kulturell) kann man für Deutschland 
seit den 1990er Jahren einen Finanzia-
lisierungsschub konstatieren, der aber 
eine begrenzte Reichweite hat und in 
seinen Wirkungen durch Gegenbewe-
gungen und widersprüchliche Elemente 
modifiziert wird.

Das gesamte soeb-Working-Paper ist als 
Download erhältlich: http://www.soeb.
de/fileadmin/redaktion/downloads/ 
Working-Paper/soeb_3_Working- 
Paper_2015_5_Faust_2015-12-18.pdf 

Wie entwickeln und gestalten Unterneh-
men die kollektiven Arbeitsbeziehungen 
jenseits des Nationalstaats? Welche Leit-
bilder, strategische Orientierungen, Inter-
essen und Aushandlungskonstellationen 
leiten das Top-Management? Wie werden 
die Anforderungen grenzüberschreiten-
der kollektiver Arbeitsbeziehungen in ma-
nagementseitige Strukturen und Prozes-
se eingearbeitet? Und schließlich: Welche 
Rolle weisen die Unternehmen der nati-
onalen und internationalen Verbandse-
bene bei diesen Entwicklungen zu? Mit 
diesen Fragen setzt sich ein seit Septem-
ber 2015 laufendes Forschungsprojekt 

auseinander, das mit finanzieller Unter-
stützung der Hans-Böckler-Stiftung und 
in Kooperation mit der Forschungsgrup-
pe Europäische und globale Arbeits-
beziehungen der Hochschule Fulda am 
SOFI durchgeführt wird. 

Die zunehmenden Entgrenzungen und 
Verflechtungen der nationalen Ökonomi-
en und die Herausbildung transnational 
integrierter Unternehmensorganisatio-
nen führen zu Veränderungen, Kräfte-
verschiebungen und Erosionstendenzen 
kollektiver Arbeitsbeziehungen auf natio-
naler Ebene und gehen zugleich mit der 

Herausbildung transnationaler Struktu-
ren und Regelungen einher. Europäische  
Betriebsräte, die Arbeitnehmerbeteili-
gung in Aufsichts- bzw. Verwaltungs-
räten von Europäischen Gesellschaften, 
Weltbetriebsräte und europäische oder 
globale Unternehmensvereinbarungen 
sind vergleichsweise junge und neue 
Instrumente grenz überschreitender Ar-
beitsbeziehungen, deren Potenziale 
noch nicht ausgeschöpft sind.

Obgleich Institutionen und Praktiken 
der Arbeitsbeziehungen ausgehandel-
te Ordnungen und Interaktionskulturen 

Projektstart

Arbeitgeber und die Transnationalisierung der 
Arbeitsbeziehungen
Stefan Rüb

http://www.soeb.de/fileadmin/redaktion/downloads/Working-Paper/soeb_3_Working-Paper_2015_5_Faust_2015-12-18.pdf
http://www.soeb.de/fileadmin/redaktion/downloads/Working-Paper/soeb_3_Working-Paper_2015_5_Faust_2015-12-18.pdf
http://www.soeb.de/fileadmin/redaktion/downloads/Working-Paper/soeb_3_Working-Paper_2015_5_Faust_2015-12-18.pdf
http://www.soeb.de/fileadmin/redaktion/downloads/Working-Paper/soeb_3_Working-Paper_2015_5_Faust_2015-12-18.pdf
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darstellen, werden sie vornehmlich aus der Problemsicht und 
Interessenperspektive der Arbeitnehmerseite untersucht. Die 
Gegenseite bleibt erstaunlich unterbelichtet. An diesem For-
schungsdefizit ansetzend nimmt das Forschungsprojekt ex-
plizit die Arbeitgeberseite in den Blick; im Einzelnen richtet es 
sich auf drei Bereiche: 

1. auf die Managementpraxis und -praktiken der Entwick-
lung und Gestaltung transnationaler Arbeitsbeziehungen 
(einschließlich ihrer Blockierung) und der diesen zugrunde 
liegenden strategischen Überlegungen, Leitbilder, Motive 
und Interessenlagen,

2. auf die Bedeutung und Rolle, die dem transnationalen 
Mehr ebenengefüge der Arbeitsbeziehungen für manage-
mentinterne Praktiken, Prozesse und Kompetenzvertei-
lungen zukommen, und 

3. auf die Frage branchenspezifischer Charakteristika und 
die Rolle der Arbeitgeberverbände im Prozess der Trans-
nationalisierung der (Unternehmens-) Arbeitsbeziehun-
gen.

Die Untersuchung zielt darauf, zu einem besseren Verständ-
nis managementseitiger Strategien, Orientierungen und Aus-
handlungsbedingungen und dadurch zu einer verbesserten 
Prognosefähigkeit der Entwicklung transnationaler Arbeits-
beziehungen beizutragen. Sie soll zudem unterschiedliche 
Handlungsoptionen der Gestaltung transnationaler Arbeits-
beziehungen offenlegen und so die Strategiefähigkeit der 
beteiligten Akteure befördern.

Und schließlich versprechen wir uns von der Untersuchung, 
die Ausstrahlungskraft der deutschen Mitbestimmung in den 
internationalen Raum genauer fassen zu können. Inwiefern 
und unter welchen Bedingungen sind Unternehmen bereit 
und interessiert, Elemente der am deutschen Stammsitz 
etablierten Arbeitsbeziehungen auf den europäischen oder 
globalen Raum auszuweiten? Oder inwiefern versuchen sie 
umgekehrt die transnationalen Arbeitsbeziehungen so zu ge-
stalten, dass diese einer Aushöhlung der deutschen Mitbe-
stimmungsinstitutionen tendenziell Vorschub leisten?

Den Kern der empirischen Erhebung bilden qualitative Fal-
luntersuchungen der Herangehensweisen des zentralen 
Managements an die Ausgestaltung transnationaler Arbeits-
beziehungen in zwölf Unternehmen mit Sitz in Deutschland. 
Die ausgewählten Unternehmen decken unterschiedliche In-
dustrie- und Dienstleistungsbranchen ab und verfügen alle 
über ein Mindestmaß an Erfahrungen mit transnationalen 
Arbeitsbeziehungen, d. h. zumindest über eine mehrjährige 
Praxis europäischer Betriebsratsarbeit. Bei der Auswahl wur-
de darauf geachtet, dass zumindest einige der Unternehmen 
eine weit entwickelte transnationale Arbeitsbeziehungspraxis 
und einen hohen Grad an grenzübergreifenden Personalma-
nagementfunktionen vorweisen, weil wir in diesen Fällen ein 
vergleichsweise hohes Maß sowohl an managementseitiger 
Strategieentwicklung und Selbstreflexion der von ihnen mit-
entwickelten transnationalen Arbeitsbeziehungspraktiken als 
auch an Rückwirkungen dieser Praktiken auf managementin-
terne Strukturen und Prozesse vermuten.

Englische Übersetzung  
erschienen

Entwicklung europäischer 
Arbeitsbeziehungen im 
Dienstleistungssektor

Stefan Rüb, Hans-Wolf gang 
Platzer: The Europeaniza-
tion of Industrial Relations 
in the Service Sector. Prob-
lems and Perspectives in a 
Heterogeneous Field. Trans-
lated by Pete Burgess (Trade 
Unions: Past, Present and 
Future. Vol. 25), Peter Lang 
2015, 244 pp., Paperback 
53,50  €, ISBN  978-3-0343-
1967-6 

Transnationale Unterneh-
men gewinnen auch jenseits 

klassischer Industriebranchen an Bedeutung  – und damit 
einhergehend die Entwicklung europäischer Unternehmens-
arbeitsbeziehungen. Die Untersuchung zeigt besondere Ak-
teurkonstellationen und Kontextbedingungen der Europäi-
sierung der Arbeitsbeziehungen im Dienstleistungssektor 
auf. Hierzu zählen insbesondere:
 – hochgradig fragmentierte Arbeitnehmervertretungs-

strukturen infolge des konzernstrukturellen Effekts einer 
Vielzahl vergleichsweise kleiner, international gestreuter 
Betriebseinheiten,

 – vergleichsweise niedrige gewerkschaftliche Organisati-
onsgrade und damit verbunden eine Vielzahl nicht organi-
sierter Mitglieder europäischer Betriebsratsgremien,

 – eine – aufgrund der hohen Ortsgebundenheit der Arbeits-
verrichtung – eher marginale Rolle der in den industriellen 
Kernzonen den Diskurs beherrschenden Verlagerungspro-
blematik sowie

 – eine – angesichts der Zentralität der Kundenschnittstel-
le – hohe Abhängigkeit der Unternehmen von öffentlicher 
Reputation.

Die Studie analysiert zum einen die Konzeption, Organisation 
und Praxis des europäischen Gewerkschaftsverbands UNI 
Europa im Feld gewerkschaftlicher Betriebspolitik. Zum an-
deren wird die Europäisierung der Arbeitsbeziehungen in den 
Versicherungsunternehmen Allianz und Axa, den Handelsun-
ternehmen IKEA und Kering sowie den Verpackungsunterneh-
men DS Smith und MM Packaging fallanalytisch bearbeitet. 

Das Buch ist die – von Pete Burgess übersetzte – englische Fas-
sung einer Studie zur Europäisierung der Arbeitsbeziehungen 
im Dienstleistungssektor. Die Studie wurde mit Unterstützung 
der Hans-Böckler-Stiftung durchgeführt und ist auf Deutsch 
Anfang 2015 unter dem Titel „Entwicklung europäischer Ar-
beitsbeziehungen im Dienstleistungssektor“ bei edition sigma 
erschienen.
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Neuerscheinung zu kooperativer 
Produktentwicklung

Fallstudien aus Automobil-
industrie, Maschinenbau 
und IT-Industrie

Peter Kalkowski, Otfried 
Mickler: Kooperative Pro dukt-
entwicklung. Fallstudien aus 
der Automobilindustrie, dem 
Maschinenbau und der IT-In-
dustrie. Baden-Baden:  edition 
sigma in der Nomos Verlags-
gesellschaft 2015, 309  S., 
brosch., 29,90 €, ISBN 978-3-
8487-2514-4

Die jüngst erschienene Studie 
„Kooperative Produktentwick-
lung. Fallstudien aus der Auto-

mobilindustrie, dem Maschinenbau und der IT-Industrie“ von 
Peter Kalkowski und Otfried Mickler liefert empirisch fundierte 
Einblicke  in die Kooperations- und Projektmanagementpraxis 
von Unternehmen, die in F+E-Projekten miteinander kooperie-
ren. Die Studie verdeutlicht, welche Risiken und Herausforde-
rungen bei der Durchführung solcher Projekte auftreten, und 
zeigt, wie Projektmanager/innen und Entwicklungsingenieur/
innen damit umgehen. Sie gibt Anregungen für eine organisato-
risch innovative Gestaltung kooperativer Produktentwicklung. 

Zwischenbetriebliche Kooperationen in der Forschung und Ent-
wicklung sind in vielen Wirtschaftszweigen ein relevanter Wett-
bewerbsfaktor. Doch wie werden F+E-Kooperationen zwischen 
wirtschaftlich selbständigen Unternehmen koordiniert? Wie wird 
die Zusammenarbeit gestaltet? Welche Schwierigkeiten und He-
rausforderungen treten bei der Durchführung solcher Projekte 
auf, welche Chancen bieten sie? 

Das Buch gibt Einblicke in die wenig erforschten Manage-
ment-Praktiken zwischenbetrieblicher F+E-Kooperationen. An-
hand von Kooperationsfällen aus der Automobilindustrie, dem 
Maschinenbau und der IT-Industrie geht die Untersuchung der 
Frage nach, wie zwischenbetriebliche Projekte koordiniert wer-
den, bei denen hierarchische Steuerung nur eingeschränkt prak-
tikabel ist. Dabei richtet sich der Fokus insbesondere auf die 
formale und informale Strukturierung der Kooperationen. Weil 
die Möglichkeiten hierarchischer Koordination bei solchen Ko-
operationen stark eingeschränkt sind, spielen informale Verstän-
digungs- und Aushandlungsprozesse eine umso größere Rolle 
für die Koordination der zwischenbetrieblichen Projektarbeit. 

Mit ihren Ergebnissen und Anregungen für Interaktions-, Aus-
handlungs- und Verständigungsprozesse leistet die Studie auch 
einen Beitrag zur besseren Gestaltung zwischenbetrieblicher 
F+E-Kooperationen, die sowohl einem effektiven Projektma-
nagement als auch den Projektmitarbeiter/innen selbst zugu-
tekommen kann.

Neue Studie zu Arbeitslosigkeit

Handlungsstrategien von 
Arbeitslosen

Marliese Weißmann: Dazuge-
hören. Handlungsstrategien 
von Arbeitslosen. Konstanz, 
München: UVK Verlagsgesell-
schaft 2016, 268  S., 37,00  € 
(E-Book-Preis: 33,99 €), ISBN 
978-3-86764-656-7

Arbeitslose werden in mo-
dernen Gesellschaften häufig 
als Überflüssige oder Ausge-
schlossene betrachtet. Be-
sonders langzeitarbeitslose 
Hartz-IV-Empfänger/innen sind 

zum Symbol geworden für vermeintlich passive Individuen, 
denen sozialer Anschluss fehlt. In der vorliegenden Studie 
erscheinen Arbeitslose in einem anderen Licht. Es wird unter-
sucht, mit welchen Deutungen und Handlungsstrategien sich 
Arbeitslose innerhalb der Gesellschaft verorten. Die Studie 
rückt die in der bisherigen Forschung vernachlässigten sub-
jektiven Anstrengungen von Arbeitslosen, trotz längerfristigen 
Ausschlusses aus dem Arbeitsmarkt dazuzugehören, in den 
Mittelpunkt. Wie kämpfen Arbeitslose, die seit längerem vom 
Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind und als ALG-II-Empfän-
ger/innen in ein aktivierungspolitisch ausgerichtetes System 
sozialer Grundsicherung eingebunden sind, um soziale Zuge-
hörigkeit? Wie versuchen sie, Anschlüsse an die Gesellschaft 
herzustellen oder einzufordern? 

Die Studie folgt einem qualitativen Forschungszugang: 
Sie stützt sich auf biographische-narrative Interviews mit 
ALG-II-Empfänger/innen. Mithilfe biographischer Analysen 
werden typische Inklusionsstrategien von Arbeitslosen rekon-
struiert, systematisiert und dabei die Zusammenhänge mit bio-
graphischen Erfahrungen und Prozessen dargestellt. In den 
Blick kommen hierbei sowohl subjektive Zugehörigkeitsdeu-
tungen und die darin implizierten Selbst- und Gesellschaftsbil-
der als auch Praktiken der Zugehörigkeitsherstellung. 

Die Ergebnisse verdeutlichen, dass die Akteure sich nicht rein 
passiv verhalten. Vielmehr zeigt die Studie ein weites und kon-
trastreiches Spektrum an Inklusionsleistungen auf. Während 
manche Arbeitslose unter Beweis zu stellen versuchen, dass 
sie in vieler Hinsicht nicht anders als andere – also ‚normal‘ – 
sind, betonen andere ihre Besonderheit, zum Beispiel durch ihre 
Leistungen oder sozialen Kontakte. Auffällig ist außerdem, dass 
die Akteure trotz der langanhaltenden Arbeitslosigkeit auch An-
schlüsse an die Arbeits- und Aktivgesellschaft suchen. Dies gilt 
etwa für eine weite subjektive Deutung von Beschäftigung als 
Arbeit z. B. in Form von Beschäftigungsnarrativen für virtuelle 
Spielwelten. Insgesamt zeigt die Studie, dass die Akteure zwar 
um Zugehörigkeit kämpfen. Ihr zentrales Problem bleibt jedoch 
die gesellschaftliche Anerkennung ihrer Zugehörigkeitsdeutun-
gen und -praktiken: Die Zugehörigkeit bleibt fragil.



• • • • 30 • • • •

• • • • VERÖFFENTLICHUNGEN / NACHRUFE • • • •

Veröffentlichungen von SOFI-Mitarbeiter/innen

Weißmann / Nachrufe

Zum Andenken an Lothar Lappe und Werner Wobbe

Das SOFI trauert um zwei ehemalige SOFI-Kollegen, die in diesem Frühjahr früh und 
unerwartet gestorben sind

Lothar Lappe war zwischen 1973 und 1977 als wissenschaftlicher Mitarbeiter am SOFI tätig, in einem 
Forschungsprojekt „Frauenerwerbsarbeit und technischen Wandel“. Mit einer Vorreiterarbeit zu weibli-
cher Erwerbstätigkeit und Arbeitsmarktsegmentierung hat er 1979 promoviert. Vom SOFI wechselte er 
zum Max-Planck-Institut für Bildungsforschung und von dort 1990 zum Deutschen Jugendinstitut, wo 
er als Abteilungsleiter für den Bereich „Jugend und Arbeit“ und im Weiteren für den Bereich „Arbeit der 
Zukunft“ zuständig war. Lothars großes Thema war der Zusammenhang von technologischem Wandel, 
der Veränderung von Arbeit und Arbeitsanforderungen sowie beruflicher Sozialisation und den damit 
verbundenen Arbeitsmarktwirkungen, insbesondere mit Blick auf die heranwachsenden Generationen. 
Er hat viel und prominent dazu publiziert und sich 1990 auch habilitiert. Aus der Forschung an diesen 

Themen und mit seiner tragenden Rolle im Arbeitskreis sozialwissenschaftliche Arbeitsmarktforschung ergab sich eine Viel-
zahl gemeinsamer Bezugspunkte mit SOFI-Forschung und -Forscher/innen. 

Werner Wobbe war von 1977–1984 wissenschaftlicher Mitarbeiter am SOFI. Er hat in einem Projekt 
zu den Arbeitsfolgen neuer Technologien am Beispiel des Einsatzes von Industrierobotern gearbeitet 
und in Göttingen über „Arbeit und Chips. Arbeitspolitik und Arbeitsgestaltung in der Fabrik der Zu-
kunft“ promoviert. Werner war dann 30 Jahre lang bis zu seiner Pensionierung bei der Europäischen 
Kommission als Abteilungsleiter und Berichterstatter von High Level Groups bei der Generaldirek-
tion Forschung und Innovation tätig. Als im besten Sinne „politischer Beamter“ hat er sich stets 
forschungspolitisch und darüber hinaus politisch engagiert. Dabei stand im Zentrum seines Engage-
ments durchweg die Frage nach den sozialen, insbesondere den Arbeits- und Arbeitsmarktkonse-
quenzen wirtschaftlich-technologischen Wandels und vor allem dessen Gestaltbarkeit im Sinne der 

Arbeitenden. Werner ist dem SOFI immer als Mitglied verbunden geblieben und hat sich in den letzten Jahren auch immer 
wieder in Diskussionen zur Forschung des Instituts mit besonderem Blick auf die europäische Perspektive eingebracht.

Nur wenige von uns kannten Lothar und Werner noch als Kollegen am SOFI. Viele haben sie als gute Kollegen und als 
interessante und interessierte Gesprächspartner in den für uns bedeutsamen Scientific Communities oder auch als enga-
gierte Ratgeber bei der strategischen Ausrichtung der Institutsforschung kennen und schätzen gelernt. Als solche wollen 
und werden wir sie im Gedächtnis behalten.
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Berichterstattung zur sozioökonomischen Entwicklung in 
Deutschland – Fachtagung zum Dritten Bericht

Am 17. Oktober 2016 präsentiert der Forschungsverbund Sozioökonomische 
Berichterstattung (soeb 3) in der Neuen Mälzerei in Berlin seinen dritten Be-
richt und stellt seine Ergebnisse zur Diskussion. Das Veranstaltungsprogramm 
wird in Kürze auf der Projektwebseite (www.soeb.de) und über die E-Mail-Ver-
teiler der beteiligten Institute veröffentlicht. Die Anmeldung ist bereits möglich 
(E-Mail an: sarah.cronjaeger@sofi.uni-goettingen.de).

Personalia

Dr. Thomas Goes-Eilt ist seit 1. Dezember 2015 am SOFI beschäftigt. Er ar-
beitet im Teilprojekt „Legitimationsprobleme von Industriearbeit und betrieb-
lichen Herrschaftsordnungen” des Zentrums ‚eLabour‘ für IT-basierte Sekun-
däranalyse arbeitssoziologischer Forschungsdaten. ‚eLabour‘ wird vom SOFI 
koordiniert und hat seinen Sitz in Göttingen.

Dr. Andrea Hense hat im Oktober 2015 ihre Dissertation zum Thema „Wahr-
nehmung der eigenen Prekarität. Grundlagen einer Theorie zur sozialen Er-
klärung von Ungleichheitswahrnehmungen“ erfolgreich und mit dem Prädikat 
„summa cum laude“ an der Universität Bielefeld verteidigt.

Dr. Bettina Kohlrausch hat die Professur für Bildungssoziologie an der Uni-
versität Paderborn angetreten. Sie war von 2007 bis März 2016 Mitarbeiterin 
am SOFI und hat u. a. das Projekt „Abschlussquote erhöhen – Berufsfähigkeit 
steigern“ sowie das Projekt „Werkstatt-Schule“ evaluiert. Wir danken Bettina 
Kohlrausch für ihre engagierte Arbeit und wünschen ihr weiterhin alles er-
denklich Gute.

Dr. Janina Söhn wurde zum zweiten Mal in den Vorstand der DGS-Sektion 
„Migration und ethnische Minderheiten“ gewählt und ist seit Oktober 2015 
Vorstandssprecherin.

Prof. Dr. Nicole Mayer-Ahuja ist seit April 2016 im Vorstand des „Göttingen 
Center for Digital Humanities“ (GCDH) und im Beirat des BMBF geförderten 
internationalen Geisteswissenschaftlichen Kollegs „Arbeit und Lebenslauf in 
globalgeschichtlicher Perspektive“ (re: work/ Humboldt-Universität zu Berlin, 
Käthe-Hamburger-Kolleg).
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